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(Fortſetzung) 
F. Prüfung des Anlagevermögens 
1. Gliederung des Anlagevermögens 


Zum Anlagevermögen gehören alle Wirt⸗ 
ſchaftsgüter, die dazu beſtimmt ſind, dem Betrieb 
dauernd zu dienen und nicht veräußert, 
ſondern genutzt oder benutzt werden ſollen. 

Es fonımt nicht auf die Art des Wirtſchaftsguts, 
ſondern allein auf ſeine Zweckbeſtimmung in 
dem betreffenden Betrieb an. 


Beiſpiele: 


A. Grundſtücke und Gebäude werden in der 
Regel zum Anlagevermögen gehören. Bei Parzel⸗ 


) Aufſatz „Betriebsprüfungstechnik“ ſiehe DEZ 
1938 Nr. 12, Aufſatz „Die Betriebsprüfung bei Betrieben 
ohne ordnungsmäßige Buchführung“ ſiehe DStZ 1938 
Nr. 33, Aufſatz „Die Betriebsprüfung bei Betrieben 
mit ordnungsmäßiger Buchführung“ (A. Allgemeine 
und förmliche Prüfungshandlungen, B. Prüfung der Um⸗ 
ſatzſteuer) ſiehe DEZ 1938 Nr. 36, (C. Prüfung des Zah⸗ 
lungsberkehrs) ſiehe DStg 1938 Nr. 49, (D. Prüfung des 
Warenverkehrs) ſiehe DELZ 1939 Nr. 16, (E. Prüfung des 
Kreditverkehrs) ſiehe DStZ 1939 Nr. 28. 


einrichtungsgegenſtände, 
. Beteiligungen, 
9. Wertpapiere, 
10. Unkörperliche Wirtſchaftsgüter, 
11. Kurzlebige Anlagegüter. 


[0 +] 


lierungsgeſellſchaften und Grundſtückshandelsge⸗ 
ſellſchaften ſind ſie Umlaufvermögen (Ware); 


B. Wertpapiere, die angeſchafft werden, um ſie 
bei Kursſteigerungen mit Gewinn zu verkaufen, 
gehören zum Umlaufvermögen. Werden ſie er⸗ 
worben, um für eine längere Zeit eine ſichere und 
gut verzinsliche Kapitalanlage darzuſtellen, geht 
die Abſicht alſo nicht auf den Umſatzgewinn, ſon⸗ 
dern auf Kapitalanlage und Zinsertrag, ſo ſind ſie 
Anlagevermögen; 

C. Beteiligungswertpapiere (Aktien⸗ 
pakete) ſind in der Hand desjenigen, der ſich damit 
an einem anderen Unternehmen beteiligen will, 
Anlagevermögen. Dieſelben Wertpapiere (Aktien⸗ 
pakete) waren bei der den Ankauf beſorgenden 
Bank Umlaufvermögen. 


Steuerlich iſt die Unterſcheidung in Anlage⸗ 
güter, die der Abnutzung unterliegen (8 6 
Ziffer 1 EStG), und Anlagegüter, die nicht der 
Abnutzung unterliegen (86 Ziffer 2 EStG), 
wichtig. 

Daneben iſt für die Betriebsprüfung, 
die auch die zurückliegende Zeit erfaßt, die 
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Unterſcheidung in kurzlebige und langlebige 
Anlagegüter (§ 6 Ziffer 1 Satz 4 EStG) nach wie vor 
von Bedeutung. 


2. Bewertung des Anlagevermögens 


Wirtſchaftsgüter des Anlagevermögens, die der 
Abnutzung unterliegen, ſind mit den Anſchaffungs⸗ 
oder Herſtellungskoſten, vermindert um Abſetzungen 
für Abnutzung ($7 EStG), zu bewerten (86 Ziffer 1 
EStG). 

Anlagegüter, die nicht der Abnutzung unter⸗ 
liegen, find mit den Anſchaffungs⸗ oder Herſtellungs⸗ 
koſten anzuſetzen ($ 6 Ziffer 2 EStG). 

Zu den Anſchaffungs- oder Herſtel⸗ 
lungskoſten gehören alle Koſten, die der Be⸗ 
trieb aufwenden mußte, um den Gegenſtand in den 
Zuſtand zu verſetzen, in dem er ſich befindet. 

Statt der Anſchaffungs⸗ oder Herſtellungskoſten 
kann bei beiden Gruppen des Anlagevermögens der 
Teilwert angeſetzt werden, wenn er niedri- 
ger iſt. 

Innerhalb dieſes Rahmens AAnſchaffungs⸗ 
wert — gegebenenfalls vermindert um Abſetzungen 
für Abnutzung — als oberſte und und dem Teil. 
wert als unterſte Grenze) kann der Steuerpflich⸗ 
tige Zwiſchenwerte wählen und die Wertminde⸗ 
rung auf dieſe Weiſe verteilen, wenn er in Han- 
delsbilanz und Steuerbilanz gleich 
verfährt (Grundſatz der Bindung der Steuer- 
bilanz an die Handelsbilanz). RFH-Urteil vom 
25. Juli 1933, RStBl. 1933 S. 1059: 


„Setzt der Steuerpflichtige den gemeinen Wert in 
die Handelsbilanz ein, ſo muß er es im gleichen 
Jahr auch in der Steuerbilanz tun.“ 


Die Grundſätze von Treu und Glauben 
ſtehen dem Anſatz eines Zwiſchenwerts auch dann nicht 
entgegen, wenn der Steuerpflichtige bei der Einheits⸗ 
bewertung früher den niedrigeren Teilwert geltend 
gemacht hat (RF H⸗Urteil vom 19. Juli 1938, RStBl. 
1938 S. 934). 

Der gewählte Wert gilt als neuer Anſchaf⸗ 
fungswert, der 87 EStG gemäß auf die Reſt⸗ 
nutzungsdauer zu verteilen iſt (RXH-Urteil vom 
17. Oktober 1929, ASYL, 1929 S. 664). 

Für die Bewertung des Anlagevermögens find 
(anders als bei dem Umlaufvermögen) Marktver⸗ 
hältniſſe grundſätzlich nicht maßgebend, 
ſondern nur die techniſche und wirtſchaftliche 
Brauchbarkeit des einzelnen Gegenſtands für 
den betreffenden Betrieb. Trotz offenbarer über- 
teuerung beim Einkauf oder trotz ſtarkem 
Preisrückgang kann der Kaufmann handels⸗ 
rechtlich und ſteuerrechtlich den (zu hohen) Anſchaf⸗ 
fungswert eines Anlagegegenſtands beibehalten. Er 
kann handelsrechtlich aus Gründen der Vorſicht 
mit dem Wertanſatz heruntergehen, ſteuerlich bis 
auf den Teilwert. Die Grundſätze ordnungs⸗ 
mäßiger Buchführung und die Bewertungsvorſchriften 
zwingen ihn nicht dazu, auch nicht 8 40 HGB, der nach 
dem Wortlaut für alle Wirtſchaftsgüter den Anſatz 
des Tageswerts vorſchreibt (RFH-Urteil vom 30. März 
1938, RStsBl. 1938 S. 629). Beſteht aber handelsrecht⸗ 


lich bei der Bewertung der Wirtſchaftsgüter ein Wahl⸗ 
recht, ſo gilt dieſes Wahlrecht auch für die Steuerbilanz, 
ſoweit dem nicht ſteuerliche Vorſchriften entgegenſtehen 
(RFH⸗Urteil vom 13. Juli 1938, RStBl. 1938 S. 1123). 
Es kommt beim Anlagevermögen im Normalfall allein 
darauf an, daß der einmal gezahlte Anſchaffungspreis 
durch regelmäßige Abſetzungen für Ab⸗ 
nutzung auf die vorausſichtliche Nutzungsdauer 
(techniſch und wirtſchaftlich betrachtet!) verteilt wird 
— Hinweis auf RF ⸗Urteil vom 15. März 1939, 
RStBl. 1939 S. 758. 


n 


In dem Fall des ſoeben erwähnten NIS- 
Urteils vom 30. März 1938 waren für eine Ma⸗ 
ſchine engliſchen Urſprungs die Abſetzungen für 
Abnutzung ohne Rückſicht auf die Entwertung des 
engliſchen & beibehalten worden. Erſt 1934 ging 
die Firma wegen der Entwertung (geringere 
Wiederbeſchaffungskoſten) zum niedrigeren Teil- 
wert über. Die Zuläſſigkeit der Abſchreibung wurde 
nicht beſtritten. Das Finanzamt vertrat aber den 
Standpunkt, daß der Steuerpflichtige ſpäteſtens 
1932 habe abſchreiben müſſen. Der Reichsfinanzhof 
(RStBl. 1938 S. 629) führt dazu aus: 

„Daß das von dem Pflichtigen gewählte Abſchrei⸗ 
bungsberfahren irgendwie gegen die Grundſätze ord⸗ 
nungsmäßiger Buchführung verſtoßen ſollte, läßt ſich 
aus den Akten nicht erkennen. Für den Einzelkauf⸗ 


mann und die Oc können keinesfalls ſtrengere 
Regeln gelten, als ſie das den Gläubigerſchutz beſon⸗ 


bungen für die einzelnen Geſchäftsjahre Abzüge oder 
gen angeſetzt werden müſſen, erfüllt 
der Kaufmann, wenn er — wie dies der Pflichtige 
offenbar getan hat — bis zur endgültigen Abſchreibung 
auf den Teilwert 1984 in den dazwiſchenliegenden 
Jahren 1932 und 1933 die Abſetzungen für Abnutzung 
der Maſchinen noch von dem urſprünglichen höheren 
ſtatt oa dem feit 1931 ſchon geſunkenen Wert vor⸗ 
nimmt.“ 


Auch bei Konzeſſionen, Patenten, Ri. 
zenzen, Marken- und ähnlichen Rechten, 
Beteiligungen und Wertpapieren des 
Anlagevermögens läßt das Aktiengeſetz ($ 133 Ziff. 2) 
grund ſätzlich den Anſatz der Anſchaffungs⸗ 
oder Herſtellungskoſten zu, jedoch mit der 
Einſchränkung, „wenn nicht die Grundſätze ordnungs⸗ 
mäßiger Buchführung Abſchreibungen oder Wert⸗ 
berichtigungen nötig machen“. 

Das wird der Fall ſein, wenn die Wertminderung 
nicht nur vorübergehender, ſondern aller Vor⸗ 
ausſicht nach dauernder Natur fein wird (Hinweis 
auf RFH-Urteil vom 20. Oktober 1936, Abſchnitt 8). 

Im 8 33 c Gen® wird dieſer Vorbehalt nur hin- 
ſichtlich der Wertpapiere, die zum Anlagevermögen ge⸗ 
hören, gemacht. 

Der Grundſatz, daß nicht verwirklichte 
Verluſte ausgewieſen werden müſſen, gilt mithin 
für das Anlagevermögen im allgemeinen ni cht. 
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Sind nicht verwirklichte Verluſte ausgewieſen wor⸗ 
den, jo können ſie nur bei dem nicht ab nutzbaren 
Anlagevermögen im Rahmen des 8 6 Ziff. 2 Satz 3 
EStG rückgängig gemacht werden („eingeſchränkter 
Wertzuſammenhang“). Die Bewertung des abnutz⸗ 
baren Anlagevermögens unterliegt dem Grundſatz 
des „uneingeſchränkten Wertzuſammenhangs“ (8 6 
Ziff. 1 Satz 5) — Hinweis auf Reinhardt „Buchfüh⸗ 
rung, Bilanz und Steuern“ Band 1 S. 164 bis 172. 


3. Grundſätzliches zur Ordnungsmäßigkeit der Buch⸗ 
führung und zur Prüfungstechnik bei allen Anlage⸗ 
gütern 

Die Betriebsprüfung wird oft dadurch er⸗ 
ſchwert und verzögert, daß wichtige An⸗ 
gaben über das Anlagevermögen fehlen. In 
vielen Fällen liegen überhaupt keine oder nur ſehr 
mangelhafte Beſtandsverzeichniſſe vor. So 
fehlen ſehr oft Grundbuchauszüge, Kataſterauszüge, 
grundbuchamtliche Bezeichnungen, überhaupt jegliche 
greifbaren Unterlagen über Lage und Größe, 

Anſchaffungsjahr, Anſchaffungs⸗ oder Herſtellungs— 

koſten der Grundſtücke und Gebäude u. dgl. 


Eine Buchführung ohne überſichtliche Beſtands⸗ 
verzeichniſſe, Beſtandsbücher oder Beſtandskarteien iſt 
unzulänglich. Die Beſtandsverzeichniſſe ſind 
Beſtandteil der Buchführung. Sie müſſen 
Einzelangaben enthalten über Art, Anſchaf⸗ 
fungstag, Anſchaffungswert, Standort, geſchätzte 
Nutzungsdauer, Abſchreibung, Buchwert des Anlage⸗ 
guts und Ergänzungſpalten für Bemerkungen über 
Zugänge und Abgänge, Umbauten, Überholungen, 
frühere Wertfeſtſetzungen (z. B. Wehrbeitragswert, 
Feuerkaſſenwert, Einheitswerte, Taxen, Friedensmiete 
uſw.). Die Buchführung und die dazu gehörigen Be- 
ſtandsverzeichniſſe müſſen ſo geführt werden, daß ſie 
jedem Sachverſtändigen jederzeit ohne erheblichen 
Zeitver luſt einen genauen Überblick über die Zu⸗ 
ſammenſetzung und Bewertung des An- 
lagevermögens gewähren und ihn in den Stand 
ſetzen, ohne weſentliche fremde Hilfe allein aus 
den Aufzeichnungen die einzelnen Mengen⸗ 
angaben und Wertanſätze zu beurteilen und einen 
zutreffenden Hauptabſchluß herzuſtellen. Nur dann 
iſt die Buchführung als Ganzes ordnungsmäßig. 


Zweckmäßig angelegte Beſtandsverzeichniſſe 
(Hinweis auf das Beiſpiel in Abſchnitt 11) bedeuten 
keineswegs eine Mehr belaſtung für den Betrieb. Im 
Gegenteil, auf die Dauer wird ſich ſogar eine 
weſentliche Arbeitserſparnis einſtellen, wenn 
die Verzeichniſſe und die dazu gehörigen Akten fort- 
laufend geführt und geordnet aufbewahrt werden. 
Alle wichtigen Angaben brauchen auf lange Zeit nur 
einmal in eine beſondere Spalte niedergeſchrieben und 
die dazugehörigen Belege zuſammengeſtellt zu werden. 
Der Zeitaufwand dafür iſt weit geringer, als 
wenn bei den jährlichen Hauptabſchlußarbeiten, den 
heute ſehr vielen Anfragen und ſtatiſtiſchen Erhebun⸗ 
gen ſeitens der verſchiedenſten Stellen und bei der alle 
drei Jahre wiederkehrenden Betriebsprüfung das 
Suchen von neuem angeht. Die Forderung nach geord⸗ 
neten überſichtlichen Beſtandsverzeichniſſen kann des⸗ 
halb nicht unbillig fein. Andere Stellen (z. B. 


das Aufſichtsamt für Privatverſicherung und die ge⸗ 
noſſenſchaftlichen Prüfungsverbände) fordern in der 
Beziehung oft mehr als die Finanzverwaltung. 

Sachkonten für jeden einzelnen An⸗ 
lagegegenſtand anzulegen, iſt unzweckmäßig. Die Buch⸗ 
führung wird dadurch unüberſichtlich. 

Die Verzeichniſſe ſtellen die Aufgliede⸗ 
rung der Sachkonten (Grundſtücke, Gebäude, 
Maſchinen, Einrichtungsgegenſtände uſw.) dar. Der 
jeweilige Geſamtbetrag aus dieſen Verzeichniſſen muß 
ſich mit dem Überſchuß auf dem zugehörigen Sachkonto 
decken, genau ſo wie das bei dem Kundenbuch und dem 
Kundenkonto der Fall ſein muß (Hinweis auf Ab⸗ 
ſchnitt E 2). 

Anlagegüter, die nicht im Eigentum des 
Betriebs ſtehen, gehören nicht in die Bilanz. Es han⸗ 
delt ſich insbeſondere um die Fälle, in denen der Pflich⸗ 
tige nur ein ſogenanntes Betriebsrecht an den 
Anlagen hat. Derartige Pachtanlagen müſſen in 
beſonderen Verzeichniſſen feſtgehalten und in 
einer Anlage zur Bilanz aufgeführt werden. 

Wirkliche Werte für die Bilanz ergeben ſich, 
wenn für Pachtanlagen Aufwendungen gemacht 
worden find, die über die üblichen Unterhaltungs- und 
Inſtandſetzungskoſten hinausgehen. Der Mehr⸗ 
betrag ſtellt einen Bilanzbeſitzpoſten (3.8. Pacht⸗ 
anlagenbenutzungsrecht) dar. Wegen weiterer Grund— 
ſätze für die bilanzmäßige Behandlung gepachteter 
und gemieteter Gegenſtände und der einſchlägigen 
Rechtſprechung Hinweis auf Reinhardt „Buchführung, 
Bilanz und Steuern“, Band 3 S. 166 bis 183. 

Über die Frage, ob Gegenſtände, die voll⸗ 
ſtändig abgeſchrieben, aber noch nicht 
wertlos ſind, handelsrechtlich wenigſtens mit 1 RM 
(Erinnerungspoſten) in der Bilanz erſcheinen müſſen, 
ſind die Meinungen geteilt. Das Reichsgericht 
hat die Auslaſſung eines Aktivpoſtens für unzuläſſig 
erklärt. Für die Finanzbehörde und meines 
Erachtens auch nach den Grundſätzen ordnungsmäßiger 
Buchführung müſſen alle Gegenſtände mindeſtens 
inventarmäßig Solange feſtgehalten werden, 
bis ſie aus dem Betrieb ausſcheiden. Die Betriebs⸗ 
prüfung braucht dieſe Angaben zur Nachprüfung und 
Beurteilung des Betriebsergebniſſes und der mirt- 
ſchaftlichen Lage des Betriebs, inbeſondere aber ſtets 
bei der Feſtſtellung des Einheitswerts des 
Betriebsvermögens. 


* 


Der Prüfungsſtoff iſt bei dem Anlagever⸗ 
mögen im allgemeinen nicht ſehr umfangreich. 
Die ordnungsmäßige Verbuchung der Zugänge und 
Abgänge, die richtige Bewertung, die Bemeſſung der 
Abſetzungen für Abnutzung ſind bei beſtimmten 
(Ikapitalintenſiven“) Betrieben für das Ergebnis von 
entſcheidender Bedeutung. Die Prüfung des 
Anlagevermögens iſt deshalb möglichſt lücken⸗ 
lo 3 durchzuführen. 


Dem Betriebsprüfer wird bei Beanſtandung der 
Wertanſätze für Anlagegüter oft entgegengehalten, daß 
zu niedrige Bewertungen durch unvollſtändige Er- 
faſſung der Anſchaffungs⸗ oder Herſtellungskoſten oder 
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durch zu hohe Abſetzungen für Abnutzung auf die 
Dauer geſehen das Betriebsergebnis nicht be⸗ 
einfluſſen. Das iſt zunäch ſt einleuchtend. Die 
Zweiſchneidigkeit der Bilanz zeigt ſich auch 
bei den Abſchreibungen. Was in einem Jahr 
zuviel abgeſetzt wurde, kann ſpäter nicht mehr 
abgeſchrieben werden. Dennoch iſt dieſe Auf ⸗ 
faſſung in ihrer Allgemeinheit nicht 
richtig und mit dem Grundſatz der 
Gleichmäßigkeit der Beſteuerung nicht 
vereinbar. Gründe: 


1. die Betriebsprüfung hat das richtige Ergebnis 
feſtzuſtellen. Sie wird dabei nicht klein lich 
verfahren und zur Wahrung der Übereinſtimmung 
von Handelsbilanz und Steuerbilanz von Beanftan- 
dungen abſehen, wenn ſteuerliche Belange 
nicht verletzt werden. Das bedarf aber ſehr ein- 
gehender Erwägungen über die Aus- 
wirkungen bei anderen Einkunftsarten, ins⸗ 
beſondere bei Beteiligung mehrerer Per- 
ſonen an dem geprüften Betrieb. 

In Zweifelsfällen muß bei Abſetzungen 
für Abnutzung eher zu niedrig als zu hoch 
und bei der Bemeſſung des Teilwerts eher zu 
hoch als zu niedrig gegriffen werden (Hinweis 
auf die Münchener Grundſätze für die Betriebs- 
prüfung von Staatsſekretär Reinhardt, „Handbuch 
der ſteuerlichen Betriebsprüfung“ Band 2 S. 19/20); 


2. wegen der Abſchnittbeſteuerung (Ein⸗ 
kommenſteuer, Körperſchaftſteuer, Gewerbeertrag⸗ 
ſteuer), der Progreſſion des Einkommenſteuer⸗ 
tarif3 und dem Wechſel von Gewinn- 
jahren und Verluſtjahren und wegen der 
Stichtagbeſteuerung (zum Teil auch wegen 
der Freigrenzen) bei der Vermögenſteuer, Ge⸗ 
werbeſteuer und der Aufbringungsumlage werden 
ſich zu hohe Abſchreibungen in den meiſten 
Fällen auch unmittelbar auswirken; 


3. es ſteht dahin, ob die durch überhöhte 
Abſchreibungen gebildeten Rücklagen ſpäter dem 
gleichen Steuerſatz unterliegen. Es iſt 
auch fraglich, ob fie ſpäter überhaupt wieder in Er- 
ſcheinung treten und nicht bei ſchlechtem Ge⸗ 
ſchäfts gang aufgezehrt werden und fo der 
Beſteuerung endgültig verloren gehen; 


4. der Staat hat die Steuern in dem Jahr und in 
der Höhe, wie ſie ihm geſetzlich zuſtehen, zu er⸗ 


heben. B 


Die Prüfung des Anlagevermögens be- 
ginnt mit den Sachkonten und den Be⸗ 
ſtandsverzeichniſſen. Wo angängig, werden 
bei der Betriebsbeſichtigung wichtige Be⸗ 
ſtandsverzeichniſſe und Karteien mitgeführt, um an 
Ort und Stelle Stichproben vorzunehmen. 
Andernfalls wird ſich der Prüfer ſeine Wahrnehmun⸗ 
gen über Zugänge, Umbauten und größere Inſtand⸗ 
ſetzungen vormerken. Wenn ausführliche Be⸗ 
ſtandsverzeichniſſe fehlen, muß ſich der Prüfer die er⸗ 
forderlichen Angaben beſchaffen laſſen. Über 
größere Anſchaffungen, Neubauten, Umbauten uſw. 
liegen bei Großbetrieben Niederſchriften 


(Sitzungsprotokolle) des Vorſtands oder Aufſichtsrats 
vor. Sie ſind einzuſehen. Der Prüfer wird ſein 
Augenmerk darauf richten, ob ir gendwelche zu⸗ 
verläſſige Taxen (3. B. anläßlich einer Gründung, 
Einbringung, Kaufverhandlung, Feuerverſicherung) 
vorliegen, auf die er im Streitfall zurück ⸗ 
greifen kann. 

An Hand der Konten, Beſtandsverzeichniſſe, 
Grundbuchungen und Belege (Rechnungen, Kaufver⸗ 
träge, Koſtenanſchläge, Baupläne) iſt feſtzuſtellen, ob 
die Zugänge und Abgänge vollſtändig und mit 
dem richtigen Wert auf den entſprechenden 
Konten erſcheinen. Bei Prüfung der Ergebniskonten 
(Inſtandſetzungkonto, Hausertragkonto, Anlageunter⸗ 
haltungskonto) iſt auf Betriebsausgaben zu achten, die 
§ 7 EStG gemäß auf die Nutzungsdauer 3 u 
verteilen ſind. Die Zugänge werden oft nicht mit 
ihren geſamten Anſchaffungs⸗ oder Herſtellungs⸗ 
koſten aufgenommen. Es kommt auch vor, daß in 
ſchlechten Jahren zuviel aktiviert wird 
(3. B. Inſtandſetzungskoſten, überhöhte Zuſchläge zu 
den Herſtellungskoſten), um die Beträge in guten 
Jahren gewinnmindernd abzuſchreiben. 
Alle Zugänge und Abgänge auf Anlagekonten ſind auf 
ihre Echtheit zu prüfen (Prüfung der Gegen⸗ 
buchung, der Originalbelege, Beſichtigung), um fin- 
gierte Buchungen aufzudecken. 


Beiſpiele: 
A. Privatentnahmen werden verbucht: 


Anlagekonto bekommt Rechnung 
Kaſſekonto gibt Rechnung, 


um ſie ſpäter im Rahmen der Abſetzungen für Ab⸗ 
nutzung abzuſchreiben; 


B. Der Buchwert eines Anlagekontos wird ſtändig 
zugunſten des Betriebsvermögenskontos, Privat⸗ 
entnahmekontos und Neueinlagekontos um kleine 
Beträge erhöht, damit bei der Veräußerung des 
Gegenſtands nur ein kleiner Gewinn oder gar ein 
Verluſt verbleibt; 


C. Bei Betrieben, die mit Produktionsgütern handeln 
oder ſolche herſtellen, wird ſtatt des Warenkontos 
das einſchlägige Anlagekonto entlaſtet, z. B. Ma⸗ 
ſchinenkonto. 


„Bei Erſatzbeſchaffungen iſt ſtets nachzu⸗ 
prüfen, was mit den vorher vorhandenen Gegenſtänden 
geſchah, ob ſie verſchrottet, veräußert oder in Zahlung 
gegeben wurden (Umſatzſteuer!). 

Für Abgänge iſt der Buchwert zu ermitteln. 
Verkaufserlöſe, die über den Buchwert hinaus- 
gehen, find inſoweit dem Verluſt⸗ und Gewinnkonto zu 
ee Andernfalls entſtehen Stille Rück⸗ 

agen. 


Beiſpiel: 

Das Gebäudekonto weiſt einen Beſtand von 
180 000 RM aus. Darin find enthalten: Gebäude 
A mit 100 000 AM, Gebäude B mit 50 000 RM, 
Gebäude C mit 30 000 RM. Wird Gebäude C für 
40 000 RM verkauft und der ganze Erlös dem Ge⸗ 
bäudekonto entlaſtet, ſo zeigt das Gebäudekonto für 
die Gebäude A und B mit einem wirklichen Wert 
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von 150000 AM nur noch einen bekommt Rech⸗ 
nungs⸗Überſchuß von 140 000 RM. Der Buchwert 
iſt um 10000 AM zu niedrig. Die vorhandenen 
Gebäude ſind unter bewertet. 


Liegt der Erlös unter dem Buchwert, ſo iſt der 
Unterſchiedsbetrag zur Vermeidung von über⸗ 
bewertungen der verbliebenen Anlagen dem 
Verluſt⸗ und Gewinnkonto zu belaſten und dem be⸗ 
treffenden Anlagekonto zu entlaſten. Es iſt zweck⸗ 
mäßig, Unterſchiedsbeträge nicht unmittelbar 
auf dem Verluſt⸗ und Gewinnkonto zu verbuchen, 
ſondern die bei der Veräußerung von Anlagegegen⸗ 
ſtänden entſtehenden Verluſte und Gewinne auf einem 
beſonderen Ergebniskonto (Anlageveräuße⸗ 
rungskonto) zu ſammeln (Hinweis auf Reinhardt in 
„Handbuch der ſteuerlichen Betriebsprüfung“ Band 1 
S. 176). 

Von beſonderer Bedeutung iſt die Prüfung der 
Abſchreibungsverfahren und Abſchrei⸗ 
bungſätze (Hinweis auf Abſchnitt 4). 


4. Prüfung der Abſchreibungen — Abſchreibungsver⸗ 
fahren 


Mit Abſchreibung wird handelsrechtlich und 
betriebswirtſchaftlich die Herabſetzung eines 
Buchwerts auf einen niedrigeren Betrag bezeichnet. 
Das Gegenteil, die Heraufſetzung eines 
Buchwerts, heißt Zuſchreibung. Eine Zu⸗ 
ſchreibung iſt handelsrechtlich bis zum Teil⸗ 
wert, höchſtens bis zu den Anſchaffungs⸗ oder Herſtel⸗ 
lungskoſten bei allen Wirtſchaftsgütern, möglich, 
ſteuerrechtlich nur bei dem Umlauf vermögen 
und dem nicht abnutzbaren Anlagevermögen (8 6 
Ziff. 2 Satz 3 ESG). 

Das Wort „Abſchreibung“ kann als Ober. 
begriff für zwei Arten der ſteuerrechtlichen 
Werteangleichung Verwendung finden, nämlich 
für Werteangleichungsbuchungen, hervorgerufen 


a) durch Abſetzungen für Abnutzung ($ 7 EStG), 


b) durch Übergang zum niedrigeren Teilwert (8 6 
Ziff. 1 Satz 2 und § 6 Ziff. 2 Satz 2 EStG). 


Die geſetzlichen Beſtimmungen ſagen uns, aus 
welchem Grund abgeſchrieben werden kann. Eine 
Vorſchrift über das anzuwendende Ver- 
fahren gibt es nicht (Hinweis auf NFH-Urteil vom 
1. Juli 1931, RStBl. 1931 S. 877). Am verbreitetſten 
ſind die Abſchreibungen vom Anſchaffungswert, die 
Abſchreibungen vom Buchwert und die Abſchreibungen 
vom Anſchaffungswert vermindert um den Reſtwert 
(Schrottwert) des Gegenſtands unter Berückſichtigung 
der Abbruchkoſten. 


In der Bilanz werden die Abſchreibungen ent- 
weder durch Herabſetzung des betreffenden Be⸗ 
ſitzpoſtens (aktive Abſchreibung) oder durch Bil 
dung oder Erhöhung eines Schuldpoſtens, 
eines Wertberichtigungspoſtens (paſſive Abschreibung), 
durchgeführt. Der Grundſatz der Bilanzklarheit ver⸗ 


langt, daß ſobiel Wertberichtigungs⸗ 
poſten in der Vorſpalte oder in einer Anlage zur 
Bilanz erſcheinen, wie Werte berichtigt 


werden, und daß eine genaue Aufgliederung 


des Wertberichtigungskontos vorliegt, die die Ent⸗ 
wicklung des einzelnen Poſtens erkennen läßt. 

Der Übergang von der einen zur anderen Art 
der bilanzmäßigen Darſtellung der Abſchreibungen iſt 
zuläſſig. Die Betriebsprüfung muß jedoch darauf 
achten, daß die Aufteilung des Wertberich⸗ 
tigungspoſtens nicht zu Steuerverkürzungen 
oder Steuerverlagerungen benutzt wird. 
Beiſpiel: 

In einem Wertberichtigungspoſten ſind die Ab⸗ 
ſchreibungen für Gegenſtände mit verſchieden hohem 
Abſchreibungsſatz (z. B. Gebäude, Maſchinen, Ein⸗ 
richtungsgegenſtände) zuſammengefaßt. Der Be⸗ 
trieb geht zu der aktiven Abſchreibung über und 
bucht zur Auflöſung des Wertberichtigungspoſtens: 


Wertberichtigungskonto bekommt Rechnung 

Gebäudekonto 

Maſchinenkonto 

Einrichtungsgegenſtändekonto uſw. 

geben Rechnung. 

Dabei werden von den Konten mit hohem Ab— 
ſchreibungsſatz (z. B. Maſchinen, Einrichtungsgegen⸗ 
ſtände) geringe Beträge und von den Konten 
mit niedrigem Abſchreibungsſatz große Be⸗ 
träge abgebucht, ſo daß auf den Konten mit hohen 
Abſchreibungsſätzen (Maſchinen, Einrichtungsgegen⸗ 
ſtände) hohe Buchwerte und auf den Konten 
mit geringen Abſchreibungsſätzen (Gebäude) nied⸗ 
rige Buchwerte verbleiben. Auf dieſe Weiſe 
ſichert ſich der Betrieb — bei Buchwertabſchreibung 
— für die nächſten Jahre höhere Abſchrei⸗ 
bungen. 


Bei Abgängen iſt darauf zu achten, daß der 
Wertberichtigungspoſten um die bisherigen Ab⸗ 
ſetzungen für den ausgeſchiedenen Gegenſtand 
herabgeſetzt wird. 

Die Höhe der Abſetzung richtet ſich nach der 
betriebs gewöhnlichen Nutzungsdauer. 
Abſetzungen für außergewöhnliche techniſche 
und wirtſchaftliche Abnutzung find zuläſſig (8 7 Ab⸗ 
lag 1 Satz 3 EStG). Es iſt nicht erforderlich, daß die 
Abſetzungsbeträge in der Handels bilanz und in 
der Steuer bilanz gleich hoch ſind. Das kann 
nicht der Fall ſein, wenn die Wertanſätze in der Han⸗ 
delsbilanz und in der Steuerbilanz voneinander ab⸗ 
weichen. Die der Berechnung zugrunde gelegte 
Nutzungsdauer darf in der Steuerbilanz nicht 
kürzer fein als in der Handelsbilanz (RF H⸗Urteil 
vom 21. Dezember 1932, RStBl. 1933 S. 54). 

Für die Bemeſſung der Nutzungsdauer 
kommt es nicht auf die perſönliche (ſubjektive) 
Meinung des Steuerpflichtigen, ſondern auf 
allgemeine Erfahrungen in dem Gewerbe. 
zweig an (Hinweis auf RFH-Urteil vom 3. Februar 
1937, RStBl. 1937 S. 909). Die Betriebsprüfung hat 
darauf ihr beſonderes Augenmerk zu richten. Es iſt 
bei den einzelnen Abſchreibungsgegenſtänden die zu⸗ 
grunde gelegte Nutzungsdauer zu prüfen und feſtzu⸗ 
ſtellen, ob gewöhnliche oder außergewöhn⸗ 
liche Verhältniſſe vorliegen, ob techniſche 
Neuerungen oder wirtſchaftliche, kalkulatoriſche Über⸗ 
legungen die Nutzungsdauer des Gegenſtands für den 
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betreffenden Betrieb verkürzen, und ob eine 
vorzeitige Ausſonderung desſelben tatſächlich er⸗ 
folgen wird. 

Steht die Nutzungsdauer feſt, ſo er⸗ 
gibt ſich bei der Abſchreibung vom Anſchaffungswert 
der jährliche Abſetzungsbetrag oder der Hun⸗ 
dertſatz von ſelbſt. Es iſt zu rechnen 

Anſchaffungswert 1000 


„ , 
Anzahl der Nutzungsjahre ; 8 


oder 
100 100 


Anzahl der Nukungsjahre ** 8 

Wird ein Gegenſtand nach Ablauf der geſchätzten 
Nutzungsdauer vorausſichtlich noch einen Reſtwert 
(Altmaterial⸗ oder Schrottwert, Verkaufswert) haben, 
ſo iſt der Anſchaffungswert zunächſt um dieſen Reſt⸗ 
wert zu kürzen. 


Beiſpiel: 

Anſchaffungswert des Gegenſtands 

Reſtwert des Gegenſtands 500 RM 
Abſetzungswert 9 500 RM, 


12,5 v. H. 


10 000 RM 


alſo: 
Anſchaffungswert — Reſtwert 
Anzahl der Nutzungsjahre. 


Bei der Buchwertabſchreibung verbleibt 
ein Reſtwert von ſelbſt. Um einen angemeſſenen Reſt⸗ 
wert zu erhalten, werden die zwei- bis zweieinhalb⸗ 
fachen Abſchreibungsſätze gewählt. 

Der Verlauf der drei Abſchreibungsverfahren bei 
einem Gegenſtand mit einem Anſchaffungswert von 
10 000 RM und einer zehnjährigen Nutzungsdauer iſt 
in der folgenden überſicht veranſchaulicht: 


Anfchre- bung vom Buchwert 


Abſchreibung 
Abſchreibung vom An⸗ 


om ſchaffungswert a) b) 
Anſchaffungs⸗] / Refttorrt | bei gletiem Ihei 21/, fachem 
wert (10000 500 Hundertſatz [ Hundertſatz 
9500) wie Sp. 1 u. 2 


zehntes 


Die anfänglich hohen Abſchreibungsbeträge bei der 
Buchwertabſchreibung zub können unter 
dem Geſichtspunkt der richtigen Koſtenverteilung 
wirtſchaftlich gerechtfertigt ſein. Ein Maſchine 
wird in den erſten Jahren mehr und beſſere Arbeit 
leiſten als in ſpäteren. Zu den fallenden Ab⸗ 
ſetzungsbeträgen kommen in ſpäteren Jahren er. 
höhte Unterhaltungs⸗ und Inſtandſetzungskoſten und 
Koſten, die dadurch entſtehen, daß der Betrieb wegen 
der Inſtandſetzungen öfter ſtockt oder ſtillſteht. 


Ein Wahlrecht, die Abſetzungen für Ab⸗ 
nutzung entweder vom Anſchaffungspreis oder vom 
jeweiligen Buchwert vorzunehmen, beſteht nur bei den 
Einkunftsarten, bei denen der Gewinn der Beſteue⸗ 
rung zugrunde zu legen iſt. Dieſes Wahlrecht iſt in 
dem Urteil vom 26. Oktober 1938 (RStBl. 1939 
S. 115) gegenüber der grundſätzlichen Entſcheidung 
vom 1. Juli 1931 (RStBl. 1931 S. 877) inſofern ein- 
geengt worden, als Buchwertabſetzungen 
nicht bei allen abnutzbaren Gegenſtänden, ſon⸗ 
dern nur „bei Maſchinen und anderen Anlagegegen⸗ 
ſtänden, bei denen man mit der Möglichkeit eines be⸗ 
ſonders ſchnellen Veraltens durch neue Erfindungen 
uſw. rechnen muß“, zuläſſig ſind. 


Oft begegnet man Zweifel über die Bewertung 
eines im Laufe des Jahres angeſchafften 
Gegenſtands in der Bilanz des Anſchaffungsjahres. 
Die Abſetzungen ſind auch hier nach der inzwiſchen 
verſtrichenen Nutzungsdauer vorzunehmen 
(RFJ⸗Urteil vom 29. Juli 1927 IA 264/27, Bd. 21 
S. 317). 


Beiſpiel: 


Ein Gegenſtand iſt am 1. April für 12 000 RM 
gekauft worden. 


Mutmaßliche Nutzungsdauer zehn Jahre. 
Abſetzung für Abnutzung vom Anſchaf⸗ 
fungswert für ein Jahr = 1200 RM. 
Abſetzung für Abnutzung für die Zeit 
vom 1. April bis 31. Dezember = Hız 


des Jahresbetrags . 900 RM 


Bilanzwert 11 100 RM. 


Daß jeder Gegenſtand mit der Ingebrauchnahme 
ſofort einen weſentlichen Teil ſeines Warktwerts 
einbüßt, iſt richtig, aber für die Bewertung der 
Anlagegegenſtände unerheblich. Die mit 
Runderlaß vom 16. Februar 1929 für die Frühjahrs⸗ 
beranlagung 1929 (RStBl. 1929 S. 105) getroffene 
Anordnung, wonach neue bewegliche Anlagegegenſtände 
im Jahr der Anſchaffung mit 80 v. H. angeſetzt wer⸗ 
den konnten, gilt nicht mehr (Veranlagungsrichtlinien 
für 1934, RStBl. 1935 S. 371). 


* 


Bei dem abnutzbaren Anlagevermögen müſſen 
handelsrechtlich und ſteuerrechtlich Abſetzungen für Ab⸗ 
nutzung vorgenommen werden (RFH-Urteil vom 
28. Juli 1936, RStBl. 1936 S. 989). 


A bſichtlich unterlaſſene und bewußt 
zu gering bemeſſene Abſetzungen für Ab⸗ 
nutzung können ſteuerlich nicht nachgeholt 
werden. Die Abſetzungsbeträge gehen für die Gewinn⸗ 
berechnung endgültig verloren. Stellt ſich bei 
der Betriebsprüfung heraus, daß der Steuerpflichtige 
die Abſetzungen in ſeinen Büchern und Bilanzen 
ſpäter nachgeholt hat, ſo iſt unter Durchbrechung des 
Bilanzenzuſammenhangs der betreffende Poſten in der 
ſteuerlichen Anfangsbilanz des Jahres um den Betrag 
der unzuläſſigen Nachholung niedriger anzuſetzen. Das 
hat der Einkommenſteuerſenat anerkannt. 
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RFH-Urteil vom 8. Auguſt 1934, RStBl. 1935 
S. 922: 


„Der Antrag des Beſchwerdeführers auf nachträg⸗ 
liche Berückſichtigung der in dieſen Jahren unterlaſſenen 
Abnutzungsabſetzungen würde dem Beſchwerdeführer 
einen ungerechtfertigten Steuervorteil verſchaffen. Er 
iſt daher nicht gerechtfertigt und mit Rückſicht auf das 
frühere Verhalten des Beſchwerdeführers auch mit dem 
Grundſatz von Treu und Glauben im Steuerrecht nicht 
vereinbar. Das gilt auch hinſichtlich des Geſchäftsjahres 
1929, für das eine einheitliche Gewinnfeſtſtellung nach 
der Bilanz der OHG ſtattgefunden hat. Der Beſchwerde⸗ 
führer hat auch bei der Gewinnermittlung für dieſen 
Steuerabſchnitt die Geltendmachung der notwendigen 
Abſetzungen für Abnutzung bewußt unterlaſſen. Dieſer 
Umſtand kann auf die Höhe der tatſächlichen Abnutzung 
des gleichen Gegenſtands in einem ſpäteren Steuer⸗ 
abſchnitt keinen Einfluß haben. Der Anſpruch auf Be⸗ 
rücksichtigung der im früheren Steuerabſchnitt ein⸗ 
getretenen, aber vom Steuerpflichtigen abſichtlich nicht 
beachteten Abnutzung der Gebäude iſt für dieſen end⸗ 
gültig verloren. Andernfalls würde der Steuerpflichtige 
in die Lage verſetzt, die als notwendig und zuläſſig er⸗ 
kannten Abſetzungen für Abnutzung willkürlich von 
einem Steuerabſchnitt auf einen ſpäteren Steuer⸗ 
abſchnitt zu verſchieben, in dem dem Steuerpflichtigen 
eine Kürzung des Gewinns wegen ſeiner Höhe beſon⸗ 
ders vorteilhaft erſcheint. 

Die erforderliche Anknüpfung der Einkommenſteuer⸗ 
veranlagung an die Vermögenſteuer 1925 hat deshalb in 
der Weiſe zu erfolgen, daß die Grundſtücke in die An⸗ 
fangsbilanz des Steuerabſchnitts mit dem Wert ein⸗ 
zuſtellen ſind, der ſich aus dem anteiligen Einheitswert 
der Gebäude unter Abrechnung der für die Jahre 1925 
bis 1929 erforderlichen Abnutzungsabſetzungen zuzüglich 
dem Wert von Grund und Boden errechnet.“ 


Der Standpunkt des Körperſchaftſteuer⸗ 
ſenats iſt nicht ſo eindeutig. Hinweis auf die Urteile 
vom 9. März 1937 (RStBl. 1937 S. 680) und vom 
21. Dezember 1987 (RStBl. 1938 S. 533). Dort wird 
die Berichtigung der vorhergehenden Bilanzen 
verlangt, ſolangeſichder Fehler nicht aus- 
gewirkt hat. Aus Gründen der Verein 
fachung und der Gleichmäßigkeit der Be- 
ſteuerung ſollte hier künftig einheitlich verfahren 
werden. 

Der Grundſatz, daß bewußt unterlaſſene oder zu 
gering bemeſſene Abſetzungen für Ab⸗ 
nutzung ſpäter ſteuerlich nicht nachgeholt werden 
können, darf nicht dadurch umgangen werden, daß 
der Pflichtige die Beträge im Rahmen einer Teil- 
wertabſchreibung oder bei einem Verkauf ge⸗ 
winnmindernd abſetzt. Die durch die Teilwertabſchrei⸗ 
bung oder einen Verkauf unter dem Buchwert bilanz⸗ 
mäßig eintretende Betriebsvermögensverminderung iſt 
um diejenigen Abſetzungsbeträge zu 
kürzen, die nach dem geltenden Recht 
nicht nachgeholt werden konnten. Das 
Urteil des Körperſchaftſteuerſenats vom 19. Juli 1938 
(RStBl. 1938 S. 934) ſteht dem meines Erachtens 
nicht entgegen, wenn die Abſetzungen für Abnutzung 
früherer Jahre in Widerſpruch zu den Grundſätzen 
ordnungsmäßiger Buchführung und den zwingenden 
Vorſchriften des Einkommenſteuergeſetzes abſicht⸗ 


lich unzulänglich bemeſſen worden waren. Es 
heißt dort: 


„Daß das von der Beſchwerdeführerin in der Steuer- 
bilanz gewählte Abſchreibungsverfahren gegen die 
Grundſätze ordnungsmäßiger Buchführung verſtoßen 


ſollte, iſt nicht geltend gemacht und aus den Akten 


nicht zu erkennen.“ 
* 


Abſetzungen für Subſtanzverringe⸗ 
rung nehmen eine Sonderſtellung ein. Dieſe 
Abſetzungen hängen nicht von der Zeit, ſondern von 
der Ausbeute, der jährlichen Förderungsmenge, 
ab, die in den einzelnen Jahren verſchieden ſein 
kann. 

Für die Berechnung des Abſetzungsbe⸗ 
trages iſt in dem Erlaß des Reichsminiſters der 
Finanzen vom 3. April 1926 — III e 1900 (RStBl. 
1926 S. 155) die folgende Formel angegeben: 


jährliche Abſchreibung (x) = v. = 
wobei v den Anſchaffungswert, m die in dem Jahr ab- 
gebaute Menge und s die urſprüngliche Subſtanz⸗ 
menge bedeutet. 


Beiſpiel: 


Anſchaffungswert der Subitanz . 800 000 AM 
Urſprüngliche Subftangmenge . 400 000 t 
Im Steuerjahr abgebaute Menge 20 000 t. 
Abſetzung: 800 000 X 20000 . 40 000 RM. 


400 000 


Die Berechnung kann auch jeweils von dem Buch⸗ 
wert und der Subſtanzmenge am borangegan- 
genen Hauptabſchlußtag ausgehen. 


Beiſpiel: 


Im zweiten Jahr nach der Anſchaffung ſollen 
30 000 t abgebaut worden ſein. Dann iſt zu rechnen: 


30 000 
— 800. 000% . — 60.000. 
ü 100 000 
oder 
30 000 
— Sig 
= 760000 X 889000 


5. Grundſtücke 


Grundſtücke find in den Beſtandsverzeichniſſen 
zu trennen in bebaute und unbebaute 
Grundſtücke. Die bei den bebauten Grundſtücken durch 
die Aktienrechtsnovelle vom 19. September 1931 
($ 261 a SGB) vorgeſchriebene Aufgliederung in 
Grundſtückswert und Gebäudewert wird im neuen 
Aktiengeſetz nicht mehr verlangt. Steuerlich 
iſt dieſe Trennung wegen der Bewertung nach wie vor 
erforderlich. 


Grundſtücke find 8 6 Ziffer 2 gemäß mit 
den Anſchaffungskoſten oder dem niedrigeren 
Teilwert zu bewerten. Abſetzungen für Ab- 
nutzung kommen nicht in Betracht. Der Grund 
und Boden als ſolcher nutzt ſich nicht ab. 


Zu den Anſchaffungskoſten gehören alle 
Aufwendungen anläßlich des Erwerbs. Die einzel⸗ 
nen Aufwendungen (Erwerbspreis, Gerichtskoſten und 
Notarkoſten, Vermittlerproviſion, Vermeſſungskoſten, 
Grunderwerbſteuer, vom Käufer übernommene Wert⸗ 
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zuwachsſteuer, Koſten eines Kaufrechts — Options⸗ 
rechts) ſind an Hand der Belege auf ihre Richtigkeit 
und Vollſtändigkeit zu prüfen. 


Aufrechnungen von Grundſtücks⸗ (und Ge⸗ 
bäude⸗) Wert mit Grundſtücksbelaſtungen ſind 
unzuläſſig (Bilanzverſchleierung). 


Der Anſchaffungspreis eines von einem 
Hypothekengläubiger in der Zwangs⸗ 
verſteigerung erworbenen Grundſtücks iſt weder 
der Ausbietungspreis noch der Ausbietungspreis zu⸗ 
züglich der ausgefallenen Hypothek des Käufers. 


Der Hypothekengläubiger wird in der Verſteige⸗ 
rung nicht mehr bieten, als zur Zurückdrängung 
anderer Kaufluſtiger erforderlich iſt, und dieſe werden 
ſich an der Verſteigerung nicht weiter beteiligen, wenn 
damit zu rechnen iſt, daß der Hypothekengläubiger 
ſeine Hypothek ausbietet und ihnen dieſer Preis zu 
hoch erſcheint. Der wahre Anſchaffungspreis wird 
alſo in derartigen Fällen zwiſchen dieſen beiden 
Werten liegen und von dem dinglich geſicherten Wert 
der Hypothek abhängen. Dieſer iſt zu ermitteln. 


Ri H⸗Urteil vom 31. Auguſt 1937, RStBl. 1937 
S. 1136: 

„Die nicht ausgebotenen, ausgefallenen Hypotheken 
ſind nur inſoweit Anſchaffungskoſten, als ſie durch den 
wahren Wert des Grundſtücks dinglich geſichert waren. 
Soweit die Forderungen der Beſchwerdeführerin durch 
den wahren Wert der zu berſteigernden Gegenſtände 
nicht dinglich geſichert waren, waren ſie bereits vorher 
verloren und find nicht für den Erwerb aufgewendet 
worden. Bei Prüfung der Frage, in welcher Höhe die 
Forderungen durch den wahren Wert des Grundſtücks 
als dinglich geſichert angeſehen werden konnten, wird 
von dem Wert auszugehen ſein, den das Grundſtück 
reg für das Unternehmen der Beſchwerdeführerin 
a e.“ 


Nachdem Erwerb entſtehende Ausgaben ſind 
Grundſtücksunkoſten (z. B. Steuern mit Aus⸗ 
nahme der Grunderwerbſteuer) und gehören 
nicht zu den Anſchaffungskoſten. 


Später vorgenommene Grund ſt ücks ver⸗ 
beſſerungen, z. B. Entwäſſerungsanlagen, Ein- 
ebnungen, Rodungen, Pflaſterungen (Straßenbaubei⸗ 
träge) dagegen werden den Wert erhöhen und ſind 
inſoweit zu aktivieren. 


Wertminderungen z. B. durch Bergſchäden, 
Verſumpfung und dergleichen können die Anſetzung 
des niedrigeren Teilwerts rechtfertigen. 


Zur Ermittlung des Teilwerts wird ein Ver- 
gleich der Verkaufserlöſe für ähnliche Grundſtücke der 
Nachbarſchaft (je Quadratmeter) Anhalts punkte 
bieten. 

Der Teilwert des reinen Grund und Bodens 
iſt regelmäßig nicht niedriger anzunehmen als 
der Wert des Grundſtücks einſchließlich der darauf be⸗ 
findlichen, zum Abbruch beſtimmten oder zur Schaf⸗ 
fung eines Bauplatzes für einen Neubau „geopferten“ 
Gebäude (Hinweis auf RStBl. 1931 S. 307; 1938 
S. 187; 1939 S. 155, S. 168, S. 257, S. 497, S. 498, 
S. 607). 


Grundſtücke, die zum Umlaufvermögen ge⸗ 


hören, werden in jedem Fall wie Waren behandelt, 
einerlei, ob die Pflichtigen § 4 oder $ 5 EStG gemäß 


bilanzieren. § 4 Abſatz 1 Satz 5 EStG 1938 gilt nur 
für Grundſtücke des Anlagevermögens. 


6. Gebäude 


Der Beſtand an Gebäuden jeder Art iſt 
durch Gebäudebeſtandsverzeichniſſe mit 
Angaben über die Art und Lage der Gebäude, die 
grundbuchamtliche Bezeichnung, das Baujahr, den Tag 
des Erwerbs, über Anſchaffungs⸗ oder Herſtellungs⸗ 
koſten, bisherige Abſchreibungen, Buchwert uſw. nach ⸗ 
zuweiſen. Die Eintragungen müſſen bei neueren 
Gebäuden urkundlichbelegt ſein (Kaufverträge, 
Bauabrechnungen, Grundbuchauszüge, Kataſteraus⸗ 
züge). 

Grundſtücke und Gebäude, die Kapitalge⸗ 
ſellſchaften gehören, ſind Beſtandteile des Be⸗ 
triebs vermögens. Wegen der Zugehörigkeit 
von Grundſtücken und Gebäuden bei Einzelkauf ⸗ 
leuten und Perſonengeſellſchaften Hin⸗ 
weis auf Veranlagungs⸗Richtlinien 1937 B II und die 
dort bezeichnete Rechtſprechung. 


Die Gebäude find mindeſtens inventar⸗ 
mäßig zu trennen in Wohngebäude, Büro⸗ 
gebäude, Lagergebäude, Fabrikgebäude und andere 
Baulichkeiten. 


Zu den Fabrikgebäuden und anderen 
Baulichkeiten zählen Fabrikanlagen, Keller, 
Gaſometer, Dampfkeſſelanlagen, Gasanlagen, elek⸗ 
triſche Anlagen, Lagerhäuſer, Magazine, Kajanlagen, 
Werftanlagen, Waſſerwerke, Bergwerksanlagen über 
und unter Tage, Brücken, Hafenanlagen uſw. 


Die Trennung iſt wegen der verſchiedenen Ab- 
ſchreibungsbedürftigkeit der Baulichkeiten 
erforderlich. 


Eingebaute Anlagen (3. B. Sammel⸗ 
heizungen, Fahrſtühle, Aufzüge) können von den 
Gebäuden getrennt ausgewieſen und ihrer Nutzungs⸗ 
dauer gemäß abgeſchrieben werden. Das RFH-Ürteil 
vom 27. Mai 1936 (RStBl. 1936 S. 886), das 
gleiche Abſetzungsbeträge für Gebäude und 
eingebaute Anlagen verlangt, gilt nicht für An⸗ 
lagegüter des Betriebsvermögens. Der 
Reichsminiſter der Finanzen hat ſich in einem unver⸗ 
käuflichen Erlaß dazu wie folgt geäußert: 


„Für Steuerpflichtige, bei denen Gebäude mit 
ſolchen Anlagen — gemeint ſind Sammelheizungen, 
Fahrſtuhlanlagen und dgl. — zum gewerblichen 
oder land⸗ und forſtwirtſchaftlichen Anlagevermögen 
gehören und bei denen der Gewinn durch Beſtands⸗ 
vergleich ermittelt wird, wird man nach wie vor 
beſondere Abſetzungen von dieſen Anlagen zulaſſen 
können, wenn ordnungsmäßige Buchführung vor⸗ 
handen iſt und die Anlagen überſichtlich geſondert 
in der Bilanz ausgewieſen werden.“ 


(Reinhardt⸗Gebhardt „Handbuch der ſteuerlichen Be⸗ 
triebsprüfung“ Band 2 S. 341). 


Bei Neubauten bedürfen die Bauabrech⸗ 
nungen ſorgfältiger Prüfung auf ihre Vollſtän⸗ 
digkeit und Richtigkeit. Es kommt vor, daß 
Aufwendungen, die zu den Anſchaffungskoſten gehören 
und ſich nur betriebsvermögens umſchichtend aus⸗ 
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wirken dürfen, über Ergebniskonten oder gemischte 
Konten (Ziegelſteine über Warenkonto!) betriebsver⸗ 
mögens mindernd verbucht werden. 


Zugänge entſtehen neben Kauf oder Neu⸗ 
bau durch Anbauten, Aufbauten, Um⸗ 
bauten (Ausbrechen eines Ladens), durch Anlage 
von Lichtleitungen, Waſſerleitungen, Einbau einer 
Zentralheizung, eines Fahrſtuhls uſw. Die laufen⸗ 
den Aufwendungen für Inſtandſetzung und Unter⸗ 
haltung eines Gebäudes (Reparaturen, Ausbeſſern der 
Dächer, Anſtrich oder Tapezieren) gehören nicht dazu. 
Zur Abgrenzung der Inſtandſetzungs⸗ 
koſten von den Herſtellungskoſten iſt da⸗ 
von auszugehen, ob der Geſamtcharakter des 
Gebäudes geändert wird und nicht allein davon, ob 
eine Werterhöhung eintritt (RF ⸗Urteil vom 
14. März 1933, RStBl. 1933 S. 634). 

Werden Gebäude mit Grundſtücken zuſammen 
auf einem Konto ausgewieſen, fo iſt für die Be⸗ 
meſſung der Abſetzungen für Abnutzung eine Auf⸗ 
teilung in Gebäudewert und Grund- 
ſtücks wert erforderlich. Die Aufteilung iſt oft ſehr 
ſchwierig. Aufgliederungen im Kaufver⸗ 
trag ſind mit Vorſicht zu behandeln. Es iſt zu er⸗ 
wägen, ob die Trennung in Grundſtückswert und Ge⸗ 
bäudewert ernſtlich gemeint iſt oder nur zur 
Erlangung ſteuerlicher Vorteile erfolgte. 


Wenn einwandfreie Anſchaffungswerte nicht 
feſtgeſtellt werden können, muß Schätzung erfolgen. 
Gute Unterlagen hierfür liefern die Kaufpreis⸗ und 
ſonſtigen Materialſammlungen des Betriebsprüfungs⸗ 
archivs, der Bewertungſtellen, der Stadtſteuerſtellen 
und der Kataſterämter. Es kann auch von ſonſtigen 
Hilfswerten (Feuerkaſſenwert, Einheitswert) 
ausgegangen werden (Hinweis auf Veranlagungs⸗ 
Richtlinien für 1937 C VI 2). Die Bemeſſung der 
Abſetzung für Abnutzung nach Hilfswerten iſt vom 
Reichsminiſter der Finanzen nur zur Verwal- 
tungserleichterung zugelaſſen worden. Im 
Rechtsmittelverfahren kann in der Regel 
nur die vom Geſetz beſtimmte Abſetzung (vom An- 
ſchaffungs⸗ oder Herſtellungspreis) in Betracht 
kommen (RFH-Urteil vom 1. April 1936, RStyBl. 
1936 S. 446, und vom 4. Januar 1939, RStBl. 1939 
S. 285). 


Bei Gegenſtänden, die vor dem 1. Januar 1925 
angeſchafft worden ſind und zu einem Betriebsver⸗ 
mögen gehören, hat im Streitfall die Berechnung 
nach dem Vermögenſteuerwert vom 1. Ja⸗ 
nuar 1925 zu erfolgen. Der Anteil des Grund und 
Bodens und des Gebäudes an dieſem Wert iſt nach 
dem gemeinen Wert vom 1. Januar 1925 durch 
Schätzung zu ermitteln (NFH-Urteil vom 21. Dezem⸗ 
ber 1932, RStBl. 1933 S. 100). 


Beiſpiel: 


In dem zur Entſcheidung ſtehenden Fall betrug 
der Vermögenſteuerwert des Grundſtücks mit Ge⸗ 
bäude 192 762 RM. Nach gutachtlichen Außerungen 
der zuſtändigen Kataſterämter war am 1. Januar 
1925 der gemeine Wert des Gebäudes mit 
235 500 RM und der gemeine Wert des Grund und 
Bodens mit 40 000 RM anzunehmen. 


Als anteiliger Wert vom Bermögen- 
ſteuerwert 1925 ergibt ſich 


a) für das Grundſtück 
275500 : 40 000 = 192 762 : x = 


b) für das Gebäude 
275 500 : 235 500 = 192762 :x = 159 993 RM 


Summe: 192 762 RM. 


Mangels ausreichender Unterlagen wird auch hier 
vielfach vom Einheitswert 1935 ausgegangen, wenn in 
dem Oberfinanzbezirk für den betreffenden Fall ge⸗ 
eignete Verhältniszahlen zur Verfügung ſtehen. 


32 769 RM, 


Beiſpiel: 
Einheitswert des Grundſtücks vom 
1. Janar 3 Sn 8 


Wenn das Verhältnis der Anſchaf⸗ 
fungskoſten für das Grundſtück am 
1. Januar 1925 (einſchließlich Grund 
und Boden) zum Einheitswert vom 
1. Januar 1935 durch den Ober⸗ 
finanzpräſidenten auf 110: 100 er» 
mittelt iſt, müſſen dem Einheits⸗ 
wert hinzugeſetzt werden 8 5 000 RM 


Anſchaffungskoſten am 1. Januar 1925 
insgeſamt I r 
Wenn der durchſchnittliche Hundertſatz 
für Grund und Boden durch den 
Oberfinanzpräſidenten auf 20 v. H. 
ermittelt iſt, ſind abzuſetzen . 11000 RM 


Der Betrag von 44 000 RM 
iſt auf die Reſtnutzungsdauer vom 
1. Januar 1925 ab zu verteilen. 


[Hinweis auf Veranlagungs⸗Richtlinien für 1987 
C VI 2 (4). 


Oft wird aus Gründen der Verein⸗ 
fachung eine Aufteilung nicht vorgenommen, fon- 
dern der Abſetzungſatz im Einvernehmen mit dem 
Steuerpflichtigen entſprechend herabgeſetzt, ſo daß nach 
Ablauf der mutmaßlichen Nutzungsdauer auf dem 
Konto ein Reſtwert verbleibt. 


50 000 RM 


55 000 RM 


Beiſpiel: 
Bilanzwert für Grundſtück und 
bäude EEE 
Reſtnutzungsdauer 50 Jahre. 
Abſetzungen für Abnutzung mithin 
50 2 v. H. 
Statt 2 v. H. wird ein Abſetzungſatz 
von 1 v. H. vom jetzigen Wert zu⸗ 
grunde gelegt. 
Nach 50 Jahren beträgt der Buchwert 100 000 RM 
, O N I 2 0 87 500 RM 


12 500 RM, 


der als Grundſtückswert zu gelten hat und von dem 
weitere Abſetzungen für Abnutzung nicht mehr 
erfolgen dürfen. 


Ge⸗ 
.. 100 000 RM 
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7. Maſchinen, Werkzeuge, Betriebs: und Geſchäfts⸗ 
einrichtungsgegenſtände 


Werkzeuge, Geräte und Anlagegegenſtände von 
geringerem Wert, die in großer Zahl 
vorkommen, können in Gruppen zuſammengefaßt 
werden. Für Maſchinen, maſchinelle Anlagen (För- 
derungseinrichtungen, Transportanlagen, Kräne, 
Dampfkeſſel, Apparaturen der chemiſchen Induſtrie), 
Fahrzeuge und größere Einrichtungsgegenſtände iſt 
ein Einzelnachweis (Hinweis auf Abſchnitte 4 
und 11) erforderlich, der den A b ſchreibungs⸗ 
verlauf erkennen läßt. Die Tatſache, daß Ma⸗ 
ſchinen juriſtiſch Beſtandteile von Gebäuden ſein 
können, iſt bei ordnungsmäßiger Buchführung un⸗ 
erheblich (Hinweis auf Abſchnitt 6). 

Zu den Anſchaffungs⸗ oder Herſtellungskoſten der 
Maſchinen gehören neben den üblichen Koſten auch 
die Koſten für die Fundamente und Koſten der Ab⸗ 
nahme. 

Für die Bemeſſung der Nutzungs⸗ 
dauer kommt es auf die Beanſpruchung und 
die beſonderen Verhältniſſe an, unter 
denen eine Maſchine arbeitet. Gegebenenfalls ſind 
außergewöhnliche Abſetzungen für Abnutzung S 7 
Abſatz 1 Satz 3 EStG gemäß zuläſſig. 

Es iſt beiſpielsweiſe zu berückſichtigen, ob in einem 
Betrieb in einfacher, doppelter oder gar dreifacher 
Schicht gearbeitet wird. Eine ſchematiſche Verdoppe⸗ 
lung des Abſetzungſatzes bei doppelter Schicht kommt 
jedoch nicht in Betracht. In der Regel wird bei Mehr⸗ 
ſchichten eine Erhöhung der Abſetzungen für Abnutzung 
um etwa ein Drittel der bisherigen Sätze ausreichen. 
Für die Bemeſſung der Abſetzungen für Abnutzung iſt 
es von Bedeutung, ob z. B. eine Kleinbahnlokomotive 
auf dem Fabrikhof auf feſtem Unterbau oder bei einem 
Bauvorhaben auf unebenem Gelände über notdürftig 
hergeſtellte Schienenſtränge läuft, ob ſie nach acht⸗ 
ſtündiger Arbeitszeit in eine Maſchinenhalle kommt 
oder ſtändig im Freien bleibt. 

Die Lebensdauer einer Maſchine iſt weiter ab⸗ 
hängig von dem Material, das ſie bearbeitet oder ver⸗ 
arbeitet und von dem Betriebſtoff, Ol und Waſſer, mit 
dem ſie geſpeiſt wird. Hartes Waſſer zum Beiſpiel 
kann die Keſſelbleche von Dampfkeſſeln derart an- 
freſſen, daß der Keſſel nach wenigen Jahren unbrauch⸗ 
bar wird, während der gleiche Keſſel anderswo ein 
Vielfaches der Zeit hält. 

Eine Maſchine oder ein ſonſtiger Anlagegegen⸗ 
ſtand kann trotz techniſcher underminderter Brauch⸗ 
barkeit Abſetzungen für Abnutzung wegen wirtſchaft⸗ 
licher Abnutzung erfordern, wenn z. B. eine Maſchine 
die Gegenſtände beſſer oder b illiger herſtellt, ſo 
daß der Betrieb unter Beibehaltung der betreffenden 
Maſchine nicht mehr konkurrenzfähig wäre. 

Die Betriebsprüfung wird von der normalen 
Nutzungsdauer ausgehen und den Nachweis beſon⸗ 
derer Verhältniſſe dem Betrieb überlaſſen 
müſſen. 

Stets iſt zu beachten, daß der Teilwert ni cht 
unterſchritten wird. Es iſt zu prüfen, ob es 
ſich um einen täglich erſetzbaren oder um 
einen betriebsarteigenen Gegenſtand, 
3. B. eingebaute Mafchinen, Gebäude, Lagerſchuppen 


mit Gleisanſchluß) handelt. Der Teilwert wird auf 
Grund der gewöhnlichen oder der erhöhten Wieder⸗ 
beſchaffungskoſten des Gegenſtands, vermindert um 
Abſetzungen für Abnutzung, entſprechend der bis. 
herigen Nutzungsdauer des Gegenſtands berechnet. 


Bert pie 

Eine täglich erſetzbare Maſchine mit einer be- 
triebsgewöhnlichen Nutzungsdauer von 10 Jahren 
hatte einen Anſchaffungswert von 10000 RM und 
ſteht nach drei Jahren mit 7000 RM zu Buch. Die 
Wiederbeſchaffungskoſten der Maſchine betragen 
9000 RM. Der Teilwert der alten Maſchine be⸗ 
trägt alsdann 


Wiederbeſchaffungskoſten zur Zeit . 9000 RM 
„Abſetzungen für Abnutzung für drei 
Jahre = /e von 9 000 RM = 2 700 RM 


Teilwert 6 300 RM. 


Einige Verbände haben Abſchreibungs⸗ 
ſätze für „facheigene“ Maſchinen des betreffenden 
Gewerbezweigs aufgeſtellt. Dieſen Sätzen begegnet 
der Prüfer des betreffenden Gewerbezweigs immer 
wieder. Es iſt zweckmäßig, die Frage der ſteuer⸗ 
lichen Brauchbarkei t dieſer Abſchreibungsſätze 
für größere Gebiete von einer Arbeitsgemein- 
ſchaft von Fachprüfern (vielleicht im Einvernehmen 
mit den betreffenden Stellen) überprüfen zu laſſen 
und das Ergebnis im Archiv (insbeſondere für neue 
Prüfer und für die Veranlagung) feſtzuhalten, um ſo 
eine reibungsloſe und gleichmäßige Beſteuerung zu 
ſichern. 

Werkzeuge und Geräte ſtehen oft nur mit 1 RM 
zu Buch. Die Zugänge werden über Konto kurzlebige 
Wirtſchaftsgüter oder über Unkoſten abgebucht. Viel⸗ 
fach werden für Werkzeuge, Formen, Modelle und 
dergleichen Feſtwerte (Standardwert) geführt 
(Hinweis auf RFH-Urteil vom 16. Dezember 1936, 
RStBl. 1936 S. 272). Die Angemeſſenheit dieſer 
Feſtwerte iſt unter Berückſichtigung des Beſchäf⸗ 
tigungsgrades nachzuprüfen. 

Vorratskäufe laſſen ſich feſtſtellen, wenn die 
Ausgaben für Werkzeuge, Geräte und dergleichen für 
mehrere Jahre in ihrer vollen (abſoluten) Höhe 
und je Kopf der Belegſchaft oder je Erzeugungsein⸗ 
heit in eine Überſicht gebracht werden. f 

In großen Betrieben kommen erhebliche Poſten 
von Reſervegegenſtänden und Erſatz⸗ 
teilen vor. Solange ihr Einbau noch nicht erforder⸗ 
lich war, ſind dieſe Gegenſtände nicht als Erhaltungs⸗ 
Er Inſtandſetzungskoſten abzubuchen, ſondern zu ak⸗ 
vieren. 


8. Beteiligungen 

Unter Beteiligung iſt hier die kapital mä Bige 
Bindung des geprüften Unternehmens (Einzel⸗ 
firma, Perſonengeſellſchaft, Kapitalgeſellſchaft) an ein 
anderes gewerbliches Unternehmen zu verſtehen. 

Die Betriebsprüfung hat zunächſt klarzuſtellen, 
ſeit wann, in welcher Form und in welcher 
Höhe eine Beteiligung vorliegt. Beteiligungen durch 
Kapitaleinlagen in eine Stille Geſellſchaft, 
eine Offene Handelsgeſellſchaft, eine Kommanditgeſell⸗ 
ſchaft, eine Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung ſind 
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durch Vorlage der Verträge, der Akten, der Handels⸗ 
regiſterauszüge oder durch Einſicht in das Handels⸗ 
regiſter ſelbſt zu prüfen. Beteiligungen mittels Wert⸗ 
papierbeſitz (Aktien, Kuxe) werden durch Prü⸗ 
fung der Beſtandsaufnahmen und der Hinterlegungs⸗ 
ſcheine (verpfändete, in Depot gegebene oder treuhän⸗ 
deriſch verwaltete Beteiligungspapiere) feſtgeſtellt. 


Die vertraglichen Vereinbarungen 
ergeben oft ein unzulängliches, wenn nicht ſo⸗ 
gar unzutreffendes Bild von dem Weſen und 
Zweck der Beteiligung. Stets ſind deshalb die tat⸗ 
ſächlichen Verhältniſſe und die vorhandenen un⸗ 
mittelbaren und mittelbaren Geſchäftsbeziehungen, die 
gegenſeitigen Forderungen und Schulden und etwaige 
Sonderabkommen zu ermitteln. Der Prüfer 
wird ſich zunächſt die Frage nach dem Sinn der Be⸗ 
teiligung vorlegen. Beteiligungen, die allein aus 
perſönlichen Gründen eingegangen werden, ge⸗ 
hören nicht in die Bilanz. Sie ſind notwendiges 
Privatvermögen. Beſtehen weſentliche 
geſchäftliche Beziehungen zu dem anderen Be⸗ 
triebsvermögen (3. B. ein Kohlengroßhändler 
erwirbt für den Einzelverkauf ſeiner Waren eine Ver⸗ 
triebsgeſellſchaft und beteiligt ſich an einer Reederei, 
nimmt aber die Anteile in ſein Privatvermögen). 
Sonſt hat der Einzelkaufmann ein Wahlrecht, ob 
er die Beteiligung an einem anderen Unternehmen als 
privat oder betrieblich behandeln will (NFH-Urteil 
vom 14. September 1938, RStBl. 1938 S. 1063). 
Maßgebend iſt der Wille des Kaufmanns, wie er 
durch die buchmäßige Behandlung zum Ausdruck 
kommt. 


Dazu R H⸗Urteil vom 14. März 1934, RStBl. 
1934 S. 741: 


„Die Anteile kamen als Betriebsvermögen deshalb 
nur dann in Betracht, wenn ein darauf gerichteter und 
ausreichend deutlich nach außen erkennbar gemachter 
Wille des Beſchwerdeführers vorlag. Das kann ſich z. B. 
darin zeigen, daß die Aufwendungen für die Anteile, 
die unbeſtrittenermaßen aus Mitteln des Betriebs ge⸗ 
macht find, nicht über Kapital» (Privat-) Konto entnom⸗ 
men, ſondern auf Beſtandskonto aktiviert wurden. Nicht 
erforderlich iſt es dagegen, daß die Aktivierung auf 
einem beſonderen Konto mit der Bezeichnung „Beteili⸗ 
gungskonto“ erfolgt; auch wenn ſie auf einem anderen 
Konto, etwa dem Debitorenkonto, erfolgt ſein ſollte, 
würde dies als ausreichend kundgetane Willensäußerung 
des Kaufmanns dafür, daß er die Anteile als Teile des 
Betriebsvermögens angeſehen wiſſen möchte, zu gelten 
haben. Dies hat das Finanzgericht verkannt. Denn 
ſeiner Entſcheidung liegt die irrige Meinung zugrunde, 
eine Beteiligung gehöre nur dann zum Bekriebsver⸗ 
mögen, wenn fie unter der Bezeichnung als „Beteili⸗ 
gung“ in der Bilanz ausdrücklich kenntlich gemacht iſt.“ 


ö Die Entſcheidung darüber, ob die Beteiligung eine 
private oder eine geſchäftliche ſein ſoll, darf nicht 
hinausgezögert und nicht erſt dann gefällt 
werden, wenn ſich das Ergebnis abſchätzen 
läßt. Die Aufnahme der Beteiligung in die Bilanz 
wird regelmäßig nicht genügen. Sollen der Erwerb 
oder die Einbringung einer Beteiligung als Betriebs- 
vorgang gelten, ſo ſind ſie — wie jeder andere Be⸗ 
triebsvorgang — ſogleich zu verbuchen. 
Andernfalls wäre die Buchführung in dieſem 
Punkt nicht ordnungsmäßig und nicht beweis 
kräftig. 


Beteiligungen — gleich ob durch Wertpapiere oder 
Kapitaleinlagen — ſind handelsrechtlich und ſteuer⸗ 
rechtlich mit dem Anſchaffungswert anzuſetzen. 
Der Anſchaffungswert kann auch beibehalten 
werden, wenn der Wert geſunken iſt, ſolange nicht 
die Grundſätze ordnungsmäßiger Buchführung eine 
niedrigere Bewertung erfordern. An tere 
Grenze iſt ſteuerrechtlich der Teilwert (86 
Ziff. 2 EStG). 


Dazu RFH-Urteil vom 20. Oktober 1936 I A 
169/35 (StuW 1937 Nr. 51): 

„Der RFH hat in feinem Urteil vom 19. Mai 1932 
VIA 500/82, StW 1932 Nr. 822 — RSt Bl. 1932 S. 728 
den Grundſatz ausgeſprochen, daß die zum Anlagever⸗ 
mögen gehörenden Beteiligungswerte, die am Bilanz⸗ 
ſtichtag weſentlich und vorausſichtlich dauernd geſunken 
ſind, durch angemeſſene Abſetzungen auf den gemeinen 
Teilwert zu ermäßigen ſind. Dieſen aus dem Aktien⸗ 
recht abgeleiteten Gedanken hat der VI. Senat nach § 40 
Abſatz 2 HGB allgemein auf die Bewertung von Be⸗ 
teiligungen — auch ſoweit ſie nicht in Wertpapieren 
beſtehen (Urteil vom 2. März 1933 VI A 1459/32 SW 
1933 Nr. 482 — RStBl. 1933 S. 585) —, und zwar auch 
für die Zeit vor Inkrafttreten der Aktienrechtsnovelle I 
bom 19. September 1931 (RGBl. I S. 493) angewendet. 
Dieſer Auffaſſung tritt der erkennende Senat bei. Da⸗ 
nach darf die Beſchwerdeführerin auf den 1. Juli 1930 
nach den Bilanzierungsgrundſätzen eines ordentlichen 
Kaufmanns ohne Rückſicht auf die vorangegangene 
Sanierung keinen höheren als den gemeinen Wert in 
ihre Handels⸗ und auch in ihre Steuerbilanz einſetzen, 
wenn dieſer Teilwert erheblich oder vorausſichtlich dau⸗ 
ernd hinter dem Anſchaffungspreis zurückbleibt.“ 


In dem Urteil vom 14. März 1939 (RStBl. 1939 
S. 746) hat der Reichsfinanzhof zu der Frage, wann 
die Grundſätze ordnungsmäßiger Buchführung den 
Anſatz des niedrigeren Teilwerts erfordern, aus⸗ 
geführt: 

„Geht man mit dem FG davon aus, daß der Teilwert 
der Wertpapiere am 31. Dezember 1934 61250 RM be- 
tragen hat, ſo würde die um 20 v. H. höhere Bewertung 
unter Berückſichtigung des allgemeinen wirtſchaftlichen 
Anſtiegs, der ſeinerzeit ſchon zutage getreten iſt, den 
Grundſätzen ordnungsmäßiger Buchführung nicht wider⸗ 
ſprechen.“ 

Zur Nachprüfung des Werts einer Beteili⸗ 
gung ſind die Bilanzen, Ergebnisüberſichten, Geſchäfts⸗ 
berichte uſw. der Untergeſellſchaft für mehrere 
Jahre heranzuziehen. Auf Grund dieſer und aller 
ſonſt irgendwie geeigneten Unterlagen und Nach⸗ 
richten (Prüfungsberichte, Börſenkurſe, Börſenberichte, 
Meldungen der Tagespreſſe) iſt der innere Wert 
der Beteiligung (Anteil an Kapital und Rücklagen, 
Ertragswert nach den Gewinnen der letzten Jahre) zu 
ermitteln. Dabei find auch die Zukunftsaus⸗ 
ſichten (künftige Ertragsfähigkeit) zu berück⸗ 
ſichtigen (RStBl. 1934 S. 859 und 1360). Dazu 
Hinweis auf DStZ 1936 S. 1350, BA S. 1310 und 
folgende. Wegen Abſchreibungen auf Schachtel⸗ 
beteiligungen Hinweis auf RF H⸗Urteil vom 
14. Dezember 1937, RStBl. 1938 S. 67 und DEZ 
1937 Nr. 43. 

Darauf, daß die Geſchäfts beziehungen 
der Obergeſellſchaft zur Untergeſellſchaft oder zwiſchen 
den Obergeſellſchaften und zwiſchen den Untergeſell⸗ 
ſchaften eingehender gründlicher Prüfung bedürfen, iſt 
wiederholt hingewieſen worden. Auf Vorgänge, die 
einen buchmäßigen Niederſchlag nicht gefunden haben 
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und vielleicht nie finden (Gemeinſchaftsgeſchäfte, un⸗ 
berechnete, ſogenannte Aushilfslieferungen, Kredit⸗ 
gewährungen, Pfandbeſtellungen, Bürgſchaften, Kurs⸗ 
garantien, Rücknahmeverpflichtungen, Scheingeſchäfte 
in Wertpapieren, nicht verrechnete Unkoſten, z. B. an⸗ 
teilige Reiſekoſten, Miete, Fracht und ſonſtige Ge⸗ 
ſchäftsunkoſten, unverrechnete Leiſtungen der leiten⸗ 
den Angeſtellten, der Ingenieure und Techniker, der 
Arbeiter und der Transporteinrichtungen) iſt be⸗ 
ſonders zu achten. Dazu iſt ein Einblick in Aufbau 
und Betriebsausrüſtung beider Betriebe, in Sekre⸗ 
tariatsakten, Niederſchriften, Treuhandberichte u. dgl. 
erforderlich. Das laufende Konto und die 
Preisſtellung bei Warengeſchäften und Wert⸗ 
papiergeſchäften ſind auf jeden Fall ſehr genau zu 
prüfen, und jedem noch ſo unſcheinbaren Vorgang iſt 
auf den Grund zu gehen. 


9. Wertpapiere 


Neben den Beteiligungswertpapieren gehören 
noch ſolche Wertpapiere zum Anlagevermögen, die 
nicht umgeſetzt werden, ſondern der Kapitalanlage 
dienen ſollen (Hinweis auf Beiſpiel B Abſchnitt 1). 


Dieſe ſogenannten Daueranlagewert- 
papiere werden nach denſelben Grundſätzen wie 
Beteiligungen bewertet. Wegen der Bewertung von 
Aktienpaketen Hinweis auf NFH-Urteil vom 
20. Juni 1934/30. April 1935 (RStBl. 1935 S. 857) 
und wegen Bewertung der Gemeinden mſchul⸗ 
dungsanleihe Hinweis auf Erlaß des Reichs⸗ 
miniſters der Finanzen vom 18. März 1938 (RStATL. 
1988 S. 355). 


Die Prüfung der ſonſtigen Wertpapiere, die 
nicht Teile des Anlagevermögens ſind, unter⸗ 
ſcheidet ſich nicht von der Prüfung der Beteiligungs⸗ 
wertpapiere und der Daueranlagewertpapiere. Bei der 
Bewertung iſt jedoch zu beachten, daß ſie zum 
Umlaufvermögen gehören und deshalb han⸗ 
delsrechtlich dem Niederſtwertprinzip unter⸗ 
liegen. 

Für alle Wertpapiere müſſen — getrennt nach 
Beteiligungswertpapieren, Daueranlagepapieren und 
ſonſtigen Wertpapieren — genaue Beſtandsverzeichniſſe 
vorliegen mit Angaben über Art, Nennwert, An⸗ 
ſchaffungswert, Buchwert, Kurswert, Aufbewahrungs⸗ 
ort (Depot) des Wertpapiers. Die verein nahm⸗ 
ten Jahreszinſen und Dividenden auf die einzelnen 
Wertpapiere ſind in den Beſtandsverzeichniſſen oder 
in einer beſonderen Liſte zu vermerken und aufzu⸗ 
rechnen. Soweit Zinſen noch nicht gezahlt oder 
Dividenden nicht verteilt wurden, ſind die betreffenden 
Zins⸗ und Dividendenſcheine (Kupons) einzuſehen. 


Hypothekenliſten müſſen ein Urteil über 
die Güte der Hypotheken ermöglichen. Das Aufſichts⸗ 
amt für Privatverſicherung verlangt zu dieſem Zweck 
die folgenden Angaben (Vordruck 018): Laufende 
Nummer des Hypothekenregiſters der Geſellſchaft, An⸗ 
gabe der einzelnen beliehenen Grundſtücke, Wert der 
beliehenen Grundſtücke nach den der Beleihung zu⸗ 
grunde liegenden Taxen, dem Hypothekendarlehn vor⸗ 
angehende Laſten, ausgeliehener Betrag, Zinsfuß des 
Dariehns, Bemerkungen. 


Der Grundſatz der kaufmänniſchen Ordnung be⸗ 
dingt, daß in Betrieben mit großem und ſtark 
wechſelndem Wertpapierbeſtand (insbeſondere 
Banken) für jedes Wertpapier ein beſonderes 
Konto mit Mengenſpalten (Nennwert, Stück) 
und Wertſpalten geführt wird. Dieſe ſo⸗ 
genannten „Skontren“ bilden die Au faliede- 
rung des Kontos Wertpapiere, ſo wie die Konten 
der Lieferer die Aufgliederung des Liefererkontos dar⸗ 
ſtellen. 


Mit der Prüfung des Wertpapierkontos 
iſt die Prüfung der Ergebniskonten, auf 
denen die Zins⸗ und Dividendeneinnahmen verbucht 
find, und der Sfontren zu verbinden. Das Wert⸗ 
papierkonto wird oft (insbeſondere bei Banken) als 
gemiſchtes Konto geführt. Es bedarf alsdann 
ebenſo eingehender Prüfung wie das Waren— 
konto. Beteiligungskonten, Wertpapierkonten, Wert⸗ 
papierkonſortialkonten und dergleichen werden über⸗ 
haupt gern benutzt, um Gewinne zu verſtecken. 


Beiſpiel: 

Eine Bank errechnete die Bilanzwerte dadurch, 
daß ſie in die Beſtandsverzeichniſſe als Anſchaffungs⸗ 
kurs den Betrag einſetzte, der ſich auf den einzelnen 
Wertpapierſkontren aus der Rechnung 


Buchwert X 100 8.000.100 _ 
Nennwert 9 1000 — 


ergab. Bei Nachprüfung des Anſchaffungswerts 
ſtellte ſich heraus, daß auf dem Wertpapierkonto 
(und auf den Skontren) weder die Kursgewinne 
noch die dem Wertpapierkonto laufend gutgeſchrie⸗ 
benen Zinſen und Dividenden abgebucht worden 
waren. Die Betriebsvermögenserhöhung durch 
Kursgewinne, Zins- und Dividendeneinnahme war 
durch die entſprechende Verminderung des Buch⸗ 
werts der Wertpapiere Jahre hindurch nicht in Er⸗ 
ſcheinung getreten. 


Die vollſtändige Erfaſſung der Wert⸗ 
papierbeſtände iſt an Hand der Buchungen, Skontren, 
Depotauszüge, Pfandbeſcheinigungen, der Zins und 
Dividendeneingänge, des Bankverkehrs uſw. nachzu⸗ 
prüfen. Bei der Durchſicht der Bankauszüge und des 
Schriftwechſels mit Banken iſt auf private Wert⸗ 
papierſpekulationen ($ 23 ESG) zu achten. 
Sind die Wertpapiere zu verſchiedenen Zeiten gekauft 
worden, ſo gelten für die Berechnung der Friſt 
zwiſchen Anſchaffung und Veräußerung die zuletzt an⸗ 
geſchafften als verkauft (NFH-Urteil vom 13. Juni 
1928, RStBl. 1928 S. 328, und vom 18. Dezem⸗ 
ber 1928, RStBl. 1929 S. 136). Maßgebend iſt der 
Tag des Verpflichtungsgeſchäfts, nicht der 
Eigentumsübertragung. Der RH hat be⸗ 
tont, dieſe Grundſätze gälten nur für Spekulations⸗ 
geſchäfte. Im Rahmen einer ordnungsmäßigen Buch⸗ 
führung müſſe der Kaufmann die Möglichkeit be⸗ 
halten, den Nachweis über die angeſchafften und ver⸗ 
äußerten Stücke zu führen. Dazu Hinweis auf das 
Urteil betreffend die Bewertung verkretbarer Waren 
vom 19. Oktober 1938 (RStBl. 1939 S. 26), wo der 
Rec einen Enzelnachweis nicht zugelaſſen hat. 
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Wertpapiergeſchäfte eines Bankiers find 
immer notwendige Betriebsvorgänge 
(RFH-Urteil vom 31. Oktober 1984, StuW 1935 
Nr. 180). Bei anderen Unternehmen als Banken iſt 
die übernahme von Wertpapieren in das Betriebsver⸗ 
mögen nur dann anzuerkennen, wenn dieſe Überfüh⸗ 
rung in den Büchern einen zweifelloſen Niederſchlag 
gefunden hat (RF H⸗Urteil vom 20. Juni 1934, StuW 
1934 Sp. 544). 


10. Unkörperliche Wirtſchaftsgüter 


Als unkörperliche (immaterielle) Anlagegüter kom⸗ 
men in Betracht: der Betriebsbeſtehenswert (Geſchäfts⸗ 
oder Firmenwert, Goodwill), Gewerbeberechtigungen, 
Waſſerrechte, Brennrechte, Verlagsrechte, Wettbe⸗ 
werbsverbote, Konzeſſionen, Patente, Lizenzen, Ge⸗ 
brauchsmuſter, Marken- und ähnliche Rechte. Sie 
werden eingeteilt in (immaterielle) Rechte (3. B. 
Patente) und (immaterielle) Wirtſchaftsgüter rein 
tatſächlicher Art (z. B. Betriebsbeſtehenswert), weiter 
in Wirtſchaftsgüter, die im eigenen Betrieb entſtanden 
und Wirtſchaftsgüter, die erworben worden ſind. 


Die Betriebsprüfung hat feſtzuſtellen, ob nach der 
Verkehrsanſchauung ſelbſtändige Wirtſchaftsgüter, die 
beſonderer Bewertung zugänglich ſind, vorliegen, und 
ob und welche Aufwendungen für die Herſtellung oder 
den Erwerb gemacht wurden. Zur Beurteilung dieſer 
Fragen ſind nicht nur gute wirtſchaftliche, ſondern 
neben urheberrechtlichen auch techniſche Kenntniſſe und 
Erfahrungen erforderlich. Nur in Höhe der tatſäch⸗ 
lichen Aufwendungen (Kaufpreis, Verſuchskoſten und 
Anmeldekoſten eigener Erfindungen) liegt für die Er- 
gebnisbilanz ein Wirtſchaftsgut vor. Ein höherer 
Wert bleibt unbeachtet. Der ſogenannte Erhaltungs- 
aufwand (z. B. Patentgebühren) gehört nicht zu den 
Anſchaffungs⸗ oder Herſtellungskoſten. Wegen Einzel⸗ 
heiten und der einſchlägigen Rechtſprechung Hinweis 
auf DStz 1937 Nr. 47. 


Zur Feſtſtellung der vorhandenen unkörperlichen 
Wirtſchaftsgüter und deren Bilanzwert ſind neben den 
Buchungen ſtets die Verträge, Verzeichniſſe oder 
Bücher und der einſchlägige Schriftwechſel der betref⸗ 
fenden Abteilung (Sekretariat, Patentbüro, Juriſti⸗ 
ſches Büro) einzuſehen. Dabei iſt auf umſatz⸗ 
ſteuerpflichtige Vorgänge zu achten. 


Die unkörperlichen Wirtſchaftsgüter ſind in ab⸗ 
nutzbare und nicht abnutzbare Werte aufzu- 
teilen. Schutzrechte beiſpielsweiſe verlieren durch 
Zeitablauf ihren Wert. Sie find 8 6 Ziffer 1 
ESS gemäß zu bewerten. Die Bemeſſung der 
Abſetzungen und die Ermittlung des Teilwerts 
der unkörperlichen Wirtſchaftsgüter ſind mangels 
ſachlicher (objektiver) Merkmale in der Regel ſehr 
ſchwierig. Vergleichs möglichkeiten beſtehen 
ſelten. Die Gutachten von Sachverſtändigen 
pflegen gerade auf dieſem Gebiet beſonders weit aus⸗ 
einanderzugehen. Für die Schätzung können die 
Aufwendungen, die Erträge und ein etwaiger Ver⸗ 
äußerungswert Anhaltspunkte geben. 


Bei der Bewertung von Patenten wird zu be⸗ 


achten ſein, ob es ſich um ſogenannte Monopol⸗ 
patente handelt, auf die ſich ein ganzer Gewerbe⸗ 


zweig aufbaut, ob die Patente dem techniſchen Fort⸗ 
ſchritt gemäß ausbaufähig oder ob ſie nur von kürzerer 
Lebensdauer ſein werden. 

Die geſetzliche Schutzfriſt iſt für die Be⸗ 
meſſung der Nutzungsdauer und der Abſetzungen für 
Abnutzung nichtohne weiteres maßgebend. 
Sie beträgt bei Patenten achtzehn Jahre, für Ge⸗ 
brauchsmuſter drei Jahre (bei Zahlung einer Gebühr 
verlängert um weitere drei Jahre), für Warenzeichen 
zehn Jahre (bei Zahlung einer Gebühr jeweils ver⸗ 
längert um weitere zehn Jahre). Nach ſtatiſtiſchen 
Feſtſtellungen erlöſchen die meiſten Patente vor A b⸗ 
lauf der Schutzfriſt, vielfach ſchon nach wenigen 
Jahren. Es iſt deshalb üblich, die Abſchreibungen auf 
etwa fünf Jahre zu verteilen. Zu den kurzlebigen 
Wirtſchaftsgütern gehören Patente jedoch nicht [Ver⸗ 
anlagungsrichtlinien für 1937 B VIII 5 (2)]. 


Die nicht abnutzbaren unkörperlichen Wirt⸗ 
ſchaftsgüter (z. B. Betriebsbeſtehenswert) find § 6 
Ziffer 2 EStG gemäß zu bewerten. Abſetzungen für 
Abnutzung kommen ſteuerlich nicht in Betracht. Ein 
niedrigerer Teilwert muß beſonders nach— 
gewieſen werden. 


Beim Betriebsbeſtehenswert eines zugekauften 
Betriebs iſt von dem Geſchäftswert des geſamten 
Unternehmens (und nicht von dem Geſchäftswert des 
Teilbetriebs) auszugehen. Nach der handelsrechtlichen 
Regelung (§ 133 Ziff. 5 AktG, § 33 0 Ziff. 4 Gen) 
kann ein entgeltlich erworbener Betriebsbeſtehens⸗ 
wert aktiviert werden. Der Bilanzanſatz hierfür tft 
durch „angemeſſene jährliche Abſchreibung“ zu 
tilgen. Dieſe Beſtimmungen werden für das 
Steuerrecht nicht anerkannt (RF H vom 4. Februar 
1939, RStBl. 1939 S. 251). 


Handelsbilanz und Steuerbilanz weichen hier in 
der Regel kraft zwingenden Rechts voneinander ab. 


11. Kurzlebige Anlagegüter 


Anlagegüter des Betriebsvermögens gelten als 
kurzlebig, wenn ihre betriebsgewöhn⸗ 
liche Nutzungsdauer erfahrungsgemäß 
fünf Jahre nicht überſteigt. Bei dieſen Wirtſchafts⸗ 
gütern konnten 8 6 Ziffer 1 Satz 4 EStG 1934 
gemäß Gewerbetreibende und Angehörige der freien 
Berufe die Bücher nach den Vorſchriften des Handels⸗ 
geſetzbuchs ordnungsmäßig führen und buchführende 
Land⸗ und Forſtwirte die Abſetzungen für Abnutzung 
ohne Rückſicht auf den Teilwert höher als 
nach $ 7 EStG bemeſſen (Bewertungsfreiheit). Die 
Bewertungsfreiheit findet nach Artikel III der Verord⸗ 
nung vom 1. Februar 1938 (RStBl. 1938 S. 97, 
8 51 Abſ. 2 EStG 1938) nicht mehr Anwen⸗ 
dung auf Gegenſtände, die nach dem 30. September 
1937 beſtellt worden ſind. Sie beſteht nur noch für 
einige beſonders bezeichnete Gegenſtände (insbeſondere 
ſchwere Kraftmaſchinen) und alle Wirtſchaftsgüter, 
deren Anſchaffungs⸗ oder Herſtellungskoſten 200 RM 
nicht überſteigen (Hinweis auf VR für 1937 B VIII ). 


Die für die Inanſpruchnahme der Bewertungs⸗ 
freiheit geltenden Grund ſätze find ausführlich 
dargeſtellt in Reinhardt „Buchführung, Bilanz und 
Steuern“ Band 1 S. 153 bis 162 und Reinhardt! 
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Gebhardt „Handbuch der ſteuerlichen Betriebsprü⸗ 
fung“ Band 1 S. 157 bis 182. 

Hier ſollen nur die weſentlichſten Ge— 
ſichtspunkte zuſammengeſtellt werden, die bei der 
Betriebsprüfung zu beachten ſind. 

Iſt für einen Gegenſtand von der Bemwer- 
tungsfreiheit Gebrauch gemacht worden, ſo hat 
die Betriebsprüfung feſtzuſtellen: 


1. ob der Gegenſtand in der „Liſte kurzlebiger Wirt⸗ 
ſchaftsgüter des Anlagevermögens“ aufgeführt iſt 
oder ob die Anſchaffungs⸗ oder Herſtellungskoſten 
200 RM nicht überſteigen (Hinweis auf RFS- 
Urteil vom 28. September 1938, RStBl. 1939 
S. 84); 

2. ob die betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer des An⸗ 
lageguts, wenn es nicht in der Liſte ſteht, mehr als 
fünf Jahre beträgt oder ob die betriebsgewöhn⸗ 
liche Nutzungsdauer des Anlageguts, wenn es in 
der Liſte ſteht, mehr als zehn Jahre beträgt. 

In beiden Fällen iſt die Bewertungsfreiheit 
nicht gegeben; 

3. ob der Gegenſtand bis zum 1. Oktober 1937 beſtellt 
oder bei ſelbſt hergeſtellten Gegenſtänden in 
Arbeit genommen worden war; 


4. ob der Gegenſtand bis zum Schluß des Jahres, in 
dem die Bewertungsfreiheit ausgeübt wird, ge⸗ 
liefert oder hergeſtellt wurde. 

Auf die Bezahlung kommt es nicht an; 


5. ob es ſich um ein altes oder neues Anlagegut 
handelt. 

Bei der Bemeſſung der Nutzungsdauer und 
der 200 RM⸗Grenze iſt bei gebrauchten Gegen⸗ 
ſtänden von einem gleichen Gegenſtand in fabrik⸗ 
neuem Zuſtand auszugehen; 


6. ob ein Konto kurzlebiger Wirtſchaftsgüter geführt 
wird, und ob der fragliche Gegenſtand im Jahr der 
Anſchaffung, vor dem Hauptabſchluß, auf dieſes 
Konto übertragen wurde. 

Bei einfacher Buchführung genügt ein geſon⸗ 
derter inventarmäßiger Nachweis; 

7. ob der Gegenſtand auf dieſem Konto in keinem 
Jahr mit einem höheren Betrag erſcheint als dem, 
der ſich nach 87 EStG ergibt; 


8. ob ſogenannte Altanlagen und Zugänge im Wirt⸗ 
ſchaftsjahr 1934, ſpäteſtens bis Ende 1935, auf das 
Konto kurzlebige Wirtſchaftsgüter übertragen 
wurden; 


9. ob Rückübertragungen auf das Konto kurzlebiger 
Wirtſchaftsgüter vorgekommen find. 

Mit der Abbuchung eines Gegenſtands von 
dem Konto kurzlebiger Wirtſchaftsgüter auf ein 
anderes Konto geht die Bewertungsfreiheit end⸗ 
gültig verloren; 


10. ob und inwieweit kurzlebige Anlagegüter (z. B. 
Kraftwagen) auch privat benutzt werden, und ob 
der anteilige Betrag der Abſetzungen als Privat⸗ 
entnahme behandelt wurde (Hinweis auf R. 
vom 14. Oktober 1937, RStBl. 1937 S. 1243 und 
vom 5. Oktober 1938, RStBl. 1939 S. 86); 


11. ob Vorratskäufe vorliegen, d. h. oh die Anſchaf⸗ 
fung kurzlebiger Wirtſchaftsgüter über die Er⸗ 
forderniſſe des Betriebs am Bilanztag hinausgeht. 


Der Gegenſtand muß in dem Jahr, für das 
die Bewertungsfreiheit in Anſpruch genommen 
wird, ſpäteſtens in dem darauffolgenden Jahr, in 
Gebrauch genommen worden ſein. 


Die eingehenden Beſtimmungen über die Be⸗ 
wertungsfreiheit kurzlebiger Wirtſchaftsgüter ſind ge⸗ 
troffen worden, um Mißbräuche auszu⸗ 
ſchließen und eine genaue Nachprüfung zu 
ermöglichen. Die Betriebsprüfung hat zur Wahrung 
des Grundſatzes der Gleichmäßigkeit der Beſteuerung 
die Einhaltung dieſer Vorſchriften durch alle Steuer- 
pflichtigen zu überprüfen und ſtets darauf zu achten, 
daß mittels der Bewertungsfreiheit nicht Steuer- 
verkür zungen oder Steuerverlagerun⸗ 
gen vorgenommen werden. 


Beiſpiel: 


Eine Konzerngeſellſchaft mit hohem Gewinn 
kauft im Jahr 1936 kurzlebige Wirtſchaftsgüter in 
großem Umfang und ſchreibt fie auf 1 RM ab. Im 
darauffolgenden Jahr verkauft ſie die Gegenſtände 
als Altmaterial zu einem niedrigen Preis an eine 
Schweſtergeſellſchaft, die weniger gut arbeitet. 


Das Konto kurzlebiger Wirtſchafts⸗ 
güter muß Teil der Buchführung und förmlich 
und ſachlich in Ordnung ſein. Bei der übrigen 
Buchführung genügt förmliche Ordnungsmäßig⸗ 
keit, wenn nicht etwa die gan ze Buchführung wegen 
ſachlicher Mängel verworfen werden muß (Reinhardt 
S der ſteuerlichen Betriebsprüfung“ Band 1 
S. 


Die förmliche Ordnungsmäßigkeit 
des Kontos kurzlebiger Wirtſchaftsgüter bedingt, daß 


1. das Konto in einem Grundbuch, im Sachkontenbuch 
und in der Bilanz erſcheint, 


2. daß daneben ein Verzeichnis kurzlebiger 
Wirtſchaftsgüter geführt wird. 


Beiſpiel: (Reinhardt in „Handbuch der 
ſteuerlichen Betriebsprüfung“ Band 1 S. 174) 


— 8 


ip Tag des Bezeichnung] Name 
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Anſchaf 


Vetrag 
fung®- ] der Abſetzungen in 
koſten 


8 I 
— 1 


IB 
11 


Die Spalten 6 bis 11 ſind aufzurechnen. 
Eine Vielzahl gleichartiger Wirt- 


ſchaftsgüter kann in einem Poſten zuſammen⸗ 
gefaßt werden. Werden gleichwertige Beſtandsverzeich⸗ 
niſſe oder Karteien geführt, ſo iſt ein beſonderes „Ver⸗ 
zeichnis kurzlebiger Wirtſchaftsgüter“ nicht erforder⸗ 
lich (Hinweis auf Erlaß des Reichsminiſters der 
inanzen, „Handbuch der ſteuerlichen Betriebsprü⸗ 
fung“ Band 2 S. 844). 


Eildienſt⸗ Nachrichten 


Zum Steuergutschein-Verfahren 


1. Kenntlichmachung nicht ſteuergutſcheinfähiger Aus ⸗ 
lagen an Frachten, Gebühren, Verſicherungsent⸗ 
gelten, Zöllen und Ausgleichſteuern durch Spedi⸗ 
teure, Frachtführer und Verfrachter 


§ 9 Ziffer 2 der Zweiten NF DO gemäß finden 
die Vorſchriften des 8 2 N nicht Anwendung auf 
Auslagen an nicht ſteuergutſcheinfähigen Frachten 
und Gebühren, an Verſicherungsentgelten, Zöllen und 
Ausgleichſteuern, die Spediteure, Fracht- 
führer und Verfrachter ihren Auftraggebern 
kenntlich machen. 


Der Begriff „kenntlich machen“ iſt dem Umjaß- 
ſteuerrecht entnommen (Hinweis auf § 49 USt DB 
1938). Zur Kenntlichmachung iſt erforderlich, daß die 
Beträge dem Auftraggeber geſondert ange⸗ 
geben werden. Dieſe Angabe kann in jeder belie⸗ 
bigen Form erfolgen. In der Regel wird die Kennt⸗ 
lichmachung in Form eines beſonderen Poſtens 
in der Rechnung geſchehen. Schließt ein anderer 
Rechnungspoſten den Betrag der Auslagen ein, 
ſo wird oft unter der Rechnung die Höhe dieſes 
Auslagenbetrags beſonders vermerkt. Die Kenntlich⸗ 
machung muß jedoch nicht in oder unter der Rech- 
nung geſchehen, ſondern es genügt, daß ſie ſich 
aus dem Schriftwechſel ergibt, der mit der 
Leiſtung des Spediteurs, Frachtführers oder Ver⸗ 
frachters in Zuſammenhang ſteht. Entſcheidend iſt, 
daß der Auftraggeber des Spediteurs, Frachtführers 
oder Verfrachters im Zeitpunkt der Zahlung mit 
Sicherheit weiß, in welcher Höhe der Schuld⸗ 
betrag Auslagen für nicht ſteuergutſcheinfähige 
Frachten und Gebühren, für Verſicherungsentgelte, 
Zölle und Ausgleichſteuer enthält. 


Es iſt nicht erforderlich, daß der Betrag der Aus⸗ 
lagen für die nicht ſteuergutſcheinfähigen Frachten uſw. 
aufgegliedert wird. Es genügt, daß die Aus⸗ 
lagen an nicht ſteuergutſcheinfähigen Frachten uſw. 
in Sum me angegeben werden. Das kann z. B. durch 
einen Stempelaufdruck „Nicht ſteuergutſcheinfähige 
Auslagen für Frachten, Gebühren, Verſicherungsent⸗ 
gelte, Zölle und Ausgleichſteuern ... RM“ geſchehen. 
In dieſer Summe dürfen andere Beträge als die Aus- 
lagen, die im 8 9 Ziffer 2 der Zweiten NF DO be- 
zeichnet ſind, nicht enthalten ſein. Es dürfen auch nur 
die tatſäch lichen Auslagen angeſetzt werden. 


HBeſorgt der Spediteur die Beförderung von 
Gütern für mehrere Auftraggeber in einer Sendung, 
ſo kann er die nicht ſteuergutſcheinfähige Geſamtfracht 
anteilig auf die einzelnen Auftraggeber umlegen. Da⸗ 


bei ſchadet es nicht, wenn er Annäherungsbeträge 
einſetzt. 


2. Die Preußiſche Staatsforſtverwaltung iſt nicht 
ſteuergutſchein⸗annahmepflichtig 


Die Preußiſche Staatsforſtverwaltung ift 8 2 Ab- 
ſatz 1 Nc gemäß ſteuergutſchein pflichtig, fie iſt 
jedoch nicht auch ſteuergutſchein-⸗ annahmepflich⸗ 


tig; denn ſie iſt nicht gewerblicher Unternehmer. 
Lieferungen und Leiſtungen der Preußiſchen Staats- 
forſtverwaltung müſſen demgemäß voll in Geld 
bezahlt werden. Rdt 


Luftschutzaufwendungen 
bei Einfamilienhäusern 

Nach den Einkommenſteuer⸗Veranlagungsricht⸗ 
linien für 1937 F 1 können alle Aufwendungen, die 
Zwecken des zivilen Luftſchutzes dienen, bei Ermitt⸗ 
lung der Einkünfte aus Gewerbebetrieb, aus Land⸗ 
und Forſtwirtſchaft und aus Vermietung und Ver⸗ 
pachtung von unbeweglichem Vermögen leinſchließlich 
des Mietwerts der Wohnung im eigenen Haus) für 
Zwecke der Einkommenſteuer und Körperſchaftſteuer 
bereits im Kalenderjahr der Ausgabe voll abgeſetzt 
werden. Die gleiche Beſtimmung ſtand in den Veran⸗ 
lagungsrichtlinien für die früheren Jahre. Sie geht 
auf den Runderlaß vom 10. Oktober 1933 (RStBl. 
1933 S. 1073) zurück. 


Es hatten ſich Zweifel ergeben, ob dieſe Beſtim⸗ 
mung auch bei Anwendung der Verordnung über die 
Bemeſſung des Nutzungswerts der Wohnung im 
eigenen Einfamilienhaus vom 26. Januar 
1937 (RGBl. 1 S. 99, RStBl. 1937 S. 161) gilt. Die 
Verordnung ſieht bekanntlich vor, daß als Nutzungs⸗ 
wert der Wohnung im eigenen Einfamilienhaus drei 
oder dreieinhalb vom Hundert des Einheitswerts an⸗ 
zuſetzen ſind. § 2 Abſatz 2 der Verordnung beſtimmt, 
daß von dieſem Grundbetrag nur die Schuld⸗ 
zinſen, und zwar nur bis zur Höhe des 
Grundbetrags abgezogen werden können. Alle 
anderen Aufwendungen für das Haus ſind bereits ab- 
gegolten. Sind alſo auch Luftſchutzaufwen⸗ 
dungen nicht abzugsfähig? 


Mit dieſer Frage befaßt ſich der Reichsfinanzhof 
in einem Urteil vom 21. Juni 1939 VI 599/38, das 
demnächſt im Reichsſteuerblatt erſcheinen wird. Der 
Reichsfinanzhof bejaht in der Entſcheidung die Ab⸗ 
zugs fähigkeit, und zwar in voller Höhe. Auf- 
wendungen für den Luftſchutz find alſo bei Ein- 
familienhäuſern auch dann abzugsfähig, wenn dadurch 
ein Verluſt entſteht. Zwei Gründe haben den 
Reichsfinanzhof zu dieſer Entſcheidung veranlaßt. 


Die Verordnung entſpricht dem Grundſatz, daß 
als Nutzungswert der Wohnung im eigenen Haus ein 
Betrag angeſetzt werden muß, bei dem unter Berück⸗ 
ſichtigung des regelmäßigen Aufwands für den In⸗ 
haber noch eine angemeſſene Verzinſung des in dem 
Haus angelegten Kapitals verbleibt. Die Verordnung 
will verhindern, daß der Wohnungsaufwand eines 
Steuerpflichtigen ſich auf die Höhe ſeines ſteuerpflich⸗ 
tigen Einkommens auswirkt. Luftſchutzaufwendungen 
wären daher von dem Nutzungswert nach § 2 der Ver⸗ 
ordnung dann nicht abzugsfähig, wenn man ſie zum 
Wohnungsaufwand des Steuerpflichtigen 
rechnen müßte. Die Volksanſchauung, nach der dieſe 
Frage zu beurteilen iſt, ſieht aber in dem Bau von 
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Luftſchutzräumen keine Aufwendungen, die zur Be⸗ 
friedigung des Wohnbedürfniſſes des Eigentümers 
dienen, ſondern Aufwendungen, die oft aus nationalem 
Verantwortungsbewußtſein zum Schutz und zur 
Sicherheit nicht nur des Eigentümers allein, ſondern 
darüber hinaus auch zur Sicherheit der Allgemeinheit 
geleiſtet werden. Aufwendungen, die Zwecken des 
zivilen Luftſchutzes dienen, können deshalb von dem 
Nutzungswert nach § 2 der Verordnung abgezogen 
werden, und zwar in voller Höhe. 


Der zweite Grund iſt folgender: Würde man den 
vollen Abzug der Aufwendungen für Luftſchutzanlagen 
in dieſen Fällen verſagen, ſo würde das zur Folge 
haben, daß die Vergünſtigungen, die ſeit 
Jahren zur Förderung des zivilen Luftſchutzes 
zugelaſſen ſind, ſich für den Eigentümer eines ſelbſt⸗ 
bewohnten Einfamilienhauſes überhaupt 
nicht auswirken könnten. Damit würde auch 
jeder Anreiz entfallen, Luftſchutzräume im eigenen 
Einfamilienhaus herzuſtellen. Es erſcheint aber 
wünſchenswert, daß auch in ſelbſtbewohnten Ein⸗ 
familienhäuſern Luftſchutzräume vorhanden ſind. 


Das Urteil weiſt darauf hin, daß der Reichs⸗ 
miniſter der Finanzen, der dem Verfahren beigetreten 
iſt, denſelben Standpunkt vertreten hat. St. 


Gewerbesteuer beim 
Übergang eines Gewerbebetriebs 


Im Fall des Erlöſchens der Gewerbeſteuerpflicht 
im Lauf des Erhebungszeitraums wird die Gewerbe⸗ 
ſteuer § 22 Abſatz 2 GewStG gemäß bis zum Ende 
des Kalendermonats erhoben, in dem die 
Steuerpflicht wegfällt. Eine Ausnahme von dieſem 
Grundſatz iſt im § 22 Abſatz 3 GewStG für die Fälle 
vorgeſehen, in denen die Gewerbeſteuerpflicht eines 
Betriebs deshalb erliſcht, weil der Betrieb auf 
einen anderen bereits beſtehenden Ge⸗ 
werbebetrieb übergeht. In dieſen Fällen wird 
die Steuer bis zum Schluß des Erhebungs- 
zeitraums (Rechnungsjahrs) erhoben, in dem der 
Übergang erfolgt. Die für den übergangenen Betrieb 
feſtgeſetzte Gewerbeſteuer des laufenden Erhebungs⸗ 
zeitraums wird alſo weiter erhoben, und zwar iſt 
Steuerſchuldner vom Beginn des auf den Übergang 
folgenden Kalendermonats ab der Übernehmer des 
Betriebs ($ 5 Abſatz 2 GewStG). 


Mit der Frage, unter welchen Vorausſetzungen ein 
Übergang im Sinn des $ 22 Abſatz 3 GewStG 
angenommen werden kann, befaßt ſich der Reichs⸗ 
finanzhof in einem demnächſt im Reichsſteuerblatt zur 
Veröffentlichung gelangenden Urteil vom 21. Juni 
1939 VI 399/39. In dem dem Urteil zugrunde liegen⸗ 
den Fall hatte eine Schuhwarenhandlung einen Laden 
nebſt Einrichtung gemietet, in dem bis dahin ein an⸗ 
derer Unternehmer ebenfalls einen Schuhwarenhandel 
betrieben hatte. Der neue Unternehmer hatte von dem 
bisherigen Unternehmer weder Waren noch ſonſtige 
Gegenſtände übernommen. Ein Teil der Gefolgſchaft 
iſt jedoch übernommen worden. Die Gemeinde ging 
davon aus, daß der Gewerbebetrieb des bisherigen Un⸗ 
ternehmers auf den Gewerbebetrieb des Geſchäftsnach⸗ 


folgers übergegangen ſei und forderte demgemäß die 
Gewerbeſteuer bis zum Ende des Rechnungsjahrs. 
Der RES iſt dieſer Auffaſſung micht beigetreten. 
Wie in dem Urteil ausgeführt wird, iſt ein Be⸗ 
triebsübergang im Sinn des 8 22 Abſatz 3 
GewStG nicht ſchon dann gegeben, wenn in den 
Räumen des bisherigen Betriebs ein anderer Betrieb 
geführt wird, der vielleicht nach außen dem bisherigen 
Betrieb im weſentlichen gleich oder ähnlich iſt. Von 
einem Übergang kann man vielmehr nur ſprechen, 
wenn ein Betrieb tatſächlich von dem einen 
Inhaber auf den anderen übergegangen iſt, 
d. h. wenn der Nachfolger den Betrieb von dem bis- 
herigen Inhaber in irgendeiner Form, ſei es durch 
Kauf oder Pacht, übernommen hat. Dagegen liegt 
kein Betriebsübergang vor, wenn, wie hier, der Ge⸗ 
bäudeeigentümer ein von ihm eingerichtetes 
und an einen Intereſſenten verpachtetes Geſchäftslokal 
an einen anderen Intereſſenten verpachtet. In einem 
ſolchen Fall beſteht nicht etwa der alte Betrieb, auch 
nicht als Teil des übernehmenden Betriebs weiter, 
ſondern der alte Betrieb iſt erloſchen. Für 
den Nachfolger bedeutet die Neueröffnung des 
Geſchäfts die Gründung einer neuen Be⸗ 
triebftätte. Er kann ſomit hinſichtlich dieſer Be⸗ 
triebſtätte erſt vom Beginn des auf die Gründung 
folgenden Rechnungsjahrs zur Gewerbeſteuer heran- 
gezogen werden (8 28 Abſatz 2 GewStG). See. 


Betriebsuermögen einer überschuldeten 
OHG bei der Einheitsbewerlung 

Nach § 1 VermStG 1934 find im Gegenſatz zum 
früheren Vermögenſteuerrecht Offene Handelsgeſell. 
ſchaften nicht mehr ſelbſtändig vermögenſteuerpflich⸗ 
tig. Jedoch iſt nach $ 215 AO ihr Betriebsvermögen 
einheitlich feſtzuſtellen. Mit der einheitlichen Feſtſtel⸗ 
lung iſt § 216 Abſ. 1 Ziff. 2 Satz 2 AO gemäß die 


Feſtſtellung zu verbinden, wie der feſtgeſtellte Betrag 
ſich auf die einzelnen Beteiligten verteilt. 


Es iſt die Streitfrage entſtanden, ob auch im 
call der Überſchuldung einer OHG eine einheit 
liche Feſtſtellung des Betriebsvermö⸗ 
gens vorzunehmen iſt. Der Rich hat dies im Urteil 
vom 23. Mai 1939 III 138/38 (RStBl. 1939 S. 755) 
aus folgenden Gründen bejaht. Die Geſellſchafter 
haben an der einheitlichen Feſtſtellung des Betriebs. 
vermögens der Geſellſchaft und an der Ermittlung des 
Werts ihrer Anteile nicht nur ein Intereſſe, wenn ein 
tatſächliches Reinvermögen vorhanden iſt, ſondern 
auch bei einer Überſchuldung. Denn der S chul⸗ 
denüberſchuß der Geſellſchaft iftantei- 
lig auf die Geſellſchafter zu verteilen 
und bei ihrem Geſamtvermögen abzu- 
ſetzen. Es genügt daher bei Überſchuldung einer 
DSG nicht, das Betriebsvermögen mit 0 zu bewerten. 
Vielmehr ſind die Geſellſchafter — ſofern nicht etwa 
ihr übriges Vermögen fo gering iſt, daß die Höhe des 
Schuldenüberſchuſſes für das Geſamtvermögen keine 
Rolle ſpielt — durch eine zu niedrige Feſtſetzung des 
Minusvermögens der Geſellſchaft beſchwert. Sie 
können demnach den Feſtſtellungsbeſcheid gemäß § 231 
Abſ. 1 AO anfechten. —es— 


ſWirtſchaftlicher Beobachter 


Geld, Kredit und äffentliche Finanzen 

Ankauf gezogener Ausloſungsrechte der Anleihe: 
ablöſungsſchuld des Deutſchen Reichs vor dem Fällig⸗ 
keitstermin. Die zur Einlöſung am 1. Oktober 1939 
gezogenen Ausloſungsrechte der Anleiheablöſungs⸗ 
ſchuld des Deutſchen Reichs werden bereits vor dem 
Fälligkeitstermin, und zwar ab 16. Auguſt 1939, unter 
Abzug eines zum jeweiligen Reichsbankdiskontſatz zu 
berechnenden Diskonts, frei von Proviſion, angekauft. 
Der Ankauf der Ausloſungsſcheine erfolgt durch die 
Reichsbankanſtalten, in Berlin durch die Noftro- 
Börſen⸗Abteilung der Reichsbank, Jägerſtr. 55 II. Die 
Inhaber der Ausloſungsſcheine, die vor dem 1. Ok⸗ 
tober 1939 in den Beſitz des Einlöſungsbetrags ge⸗ 
langen wollen, können ſchon jetzt ihre Stücke der 
nächſtgelegenen Reichsbankanſtalt zum Ankauf über⸗ 
geben. Die Auszahlung des Einlöſungsbetrags, unter 
Abzug des Diskonts, erfolgt nach Prüfung der Stücke 
ab 16. Auguſt 1939. 


Der Ankauf der ausgeloſten Schuldbuchforderun⸗ 
gen erfolgt zu denſelben Bedingungen durch die 
Reichsſchulden verwaltung. 


* 


Ausgabe von Wertpapieren im erſten Vierteljahr 
1939. Der Wert der Wertpapiere, die neu ausgegeben 
wurden, betrug in Millionen Reichsmark: 


Monatsdurchſchnitt 1938 ai! 
Januar 19391) 762,2 
Februar 19391) 385,5 
März 19391) 406,8. 


Monats- 


Art der ausgegebenen 19399 
: durch ⸗· 
Wertpapiere 1 15 


in Millionen Reichsmark 1250 


Schuldverſchreibungen von: 
1. öffentlich- rechtlichen 


Körperſchaften ) 643,18 
2. öffentlichen Unterneh⸗ 

mungen) 2,12 
3. privaten Unternehmun⸗ 

i ee 8,92 
4. Bodenkreditanſtalten“) 610 — 5,63 


davon: 
a) Kommunalſchuldver⸗ 


ſchreibungen 
b) Pfandbriefe 1 
e) Sonderemiſſionen 5 
Inögefamts) 7,53] 648,59 
Altien®) 68,47 


Inländ. Werte zuſammen“) 


285,49 406,74] 717,06 


) Ab 1. Januar 1939 einſchließlich Oſtmark. — ?) Ein⸗ 
ſchließlich Ausgabe von Steuergutſcheinen. — ) Darunter 
auch gemeinnützige Unternehmungen und Körperſchaften. — 
) Zunahme (+) oder Abnahme (—) des Wertpapierum⸗ 
laufs. — ) Nennbeträge. — e) Ausgabekurs ohne Ver⸗ 
ſchmelzungen (Fuſionen) und Sacheinlagen. — ) Wert⸗ 
papiere in ausländiſchen Werten ſind in den bezeichneten 
Monaten nicht ausgegeben worden. 


Umlauf von Induſtrieanleihen und ähnlichen 
Schuldverſchreibungen im Jahr 1938. Ende 1938 
waren im Altreich 2 744 Millionen Reichsmark In⸗ 
duſtrieanleihen und verwandte Schuldverſchreibungen 
in Umlauf gegenüber 2 769 Millionen Reichsmark 
Ende 1937. Der Anteil der Auslandſchulden iſt von 
78 v. H. Ende 1930 auf 32 v. H. Ende 1938 zurück⸗ 
gegangen. In der Oſtmark waren Ende 1938 115,6 
Millionen Reichsmark Induſtrieanleihen in Umlauf. 
Für die Aufgliederung der umlaufenden Induſtrie⸗ 
anleihen des Altreichs ergibt ſich das folgende Bild: 


31.12.1937 81. 12. 1938 


Aufgewertete Schuldverſchreibungen 101,9 88,5 
darunter Genuß rechte 32,7 25,7 
Auf Sachwerte lautende Schuld» 
verſchreibungen „„ 23 1,5 
Reichsmark⸗, Goldmark⸗ und Feſt⸗ 
mark⸗Schuldverſchreibungen 1 668,1 1 765,6 
Inländiſche Schuldverſchreibungen 
Jafehneee 2 1 855,6 
Im Ausland aufgelegte Schuldver⸗ 
ſchehung gs 98 887,9 
Insgeſamt 27686 2 743,5. 


* 


Zwangsverſteigerungen landwirtſchaftlicher und 
forſtwirtſchaftlicher Grundſtücke im Kalenderjahr 1938. 
Nach Mitteilung von „Wirtſchaft und Statiſtik“ ergibt 
ſich für die Zahl der durchgeführten Zwangs- 
verſteigerungen landwirtſchaftlicher und forſt⸗ 
wirtſchaftlicher Grundſtücke das folgende Bild: 


Geſamtzahl Geſamtfläche 


Kalenderjahr 1937 . 1898 14 130 ha 
Kalenderjahr 1933 1711 10 821 ha 
Abnahme im Kalenderjahr 1938 187 3309 ha. 


Vierjahresplan 

Einrichtungsbeſchränkungen und Erweiterungs · 
beſchränkungen für die Knopfinduſtrie. Der Reichs ; 
wirtſchaftsminiſter hat eine Anordnung 
über die Herſtellung von Knöpfen erlaſſen. Dieſe 
Maßnahme iſt nach dem Anſchluß der Oſtmark und 
der ſudetendeutſchen Gebiete erforderlich geworden. 
Zweck der Anordnung iſt es, eine Ausweitung der 
Aufnahmefähigkeit in dieſem überſetzten Induſtrie⸗ 
zweig zu verhindern. 


Industrie 
Kohlenförderung von Januar bis Mai 1939. Ent- 
wicklung in Millionen Tonnen: 


Januar Mai 
1938 bis 1939 
Steinkohle 77,67 77,84 
Braunkohle 79,32 87,78 
Preßkohle aus Steinkohle 2 2,96 
Preßkohle aus Braunkohle. 16,54 19,89 


Koks aus Steinkohle. 17770. 18,92. 
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Wanderer⸗Werke AG, Siegmar-Schünnu. Ergän- 
zung unſerer Mitteilung „Auto Union AG Chemnitz“ 
auf S. 250 der DStZ 1939: Die Wanderer⸗Werke er⸗ 
zeugen nicht nur Kraftfahrzeuge, ſondern auch Fahr⸗ 
räder, Motorfahrräder, Werkzeugmaſchinen, Werk⸗ 
zeuge und Büromaſchinen. Der „Auto Union AG 
Chemnitz“ ſind lediglich die Kra ftfahrzeug⸗ 
intereſſen der Wanderer⸗Werke übertragen. Mit 
ihren anderen Erzeugniſſen ſtellen die Wanderer⸗ 
Werke ein vollſtändig ſelbſtändiges Unter⸗ 
nehmen dar. 


Verkehr 


Sonderpoſtwertzeichen. Die Deutſche Reichspoſt 
gibt zum diesjährigen Rennen um das Braune Band 
von Deutſchland eine Sondermarke zu 42 + 108 
= 150 Rpf. heraus. — Zum Tag der Deutſchen Kunſt 
wird eine Sondermarke zu 6 +19 — 25 Rpf. heraus⸗ 
gegeben. 


* 


Teilnehmer⸗Fernſchreibdienſt mit dem Protektorat 
Böhmen und Mähren. Am 1. Juli 1939 wurde der 
Teilnehmer⸗Fernſchreibdienſt mit dem Protektorat 
Böhmen und Mähren (Anſchlußſtelle Prag) auf⸗ 
genommen. 


Einführung von Arbeitszeitvorſchriften in den 
ſudetendeutſchen Gebieten. Durch Verordnung vom 
21. Juni 1939 (RGBl. 1 S. 1058) wurden die folgen⸗ 
den Vorſchriften in den ſudetendeutſchen Gebieten 
eingeführt: 

1. die Verordnungen über die Arbeitszeit in Kokereien 
und Hochofenwerken, in Gaswerken, in Metallhütten, 
in Stahlwerken, Walzwerken und anderen Anlagen 
der Großeiſeninduſtrie, in der Zementinduſtrie und in 
Krankenanſtalten, 

2. das Geſetz über die Beſchäftigung vor und nach der 
Niederkunft, 

3. das Geſetz über den Verkauf von Waren aus Auto⸗ 


maten vom 6. Juli 1934 mit den beiden Ausführungs⸗ 


verordnungen. 
* 


Überſeeiſche Auswanderung im erſten Vierteljahr 
1939. Entwicklung: 


Reichs⸗ davon 

angehörige Juden 

Erſtes Vierteljahr 19338 3 636 2271 
Erſtes Vierteljahr 1939) 9 629 8 629 
Zunahme im erſten Vierteljahr 1939 5 993 6 858, 


*) Einſchließlich Oſtmark und Sudetenland. 


In den Monaten April 1938 bis März 1939 wanderten 
insgeſamt 28516 Reichsangehörige aus 
gegenüber 15 256 im gleichen Zeitraum 1937/38. Die 
Zunahme iſt ausſchließlich auf die verſtärkte Juden⸗ 
auswanderung zurückzuführen. — Für die Zahl der 
ausländiſchen Auswanderer über reichs⸗ 
deutſche Häfen ergibt ſich das folgende Bild: 

Erſtes Vierteljahr 1938 1737 Ausländer 

Erſtes Vierteljahr 1939. . 1445 Ausländer 


Abnahme im erſten Vierteljahr 1939 292 Ausländer. 


Jugendherbergen Anfang 1939. Nach Mitteilung 
von „Wirtſchaft und Statiſtik“ betrug die Zahl der 
Jugendherbergen im Altreich und in der Oſtmark 
Ende 1989 1773. In dieſen Herbergen waren an 
Übernachtungsgelegenheiten 108 492 Betten, 18 575 
Lager und 26 762 Notlager vorhanden. Die Zahl der 
Übernachtungen in den Deutſchen Jugendherbergen 
betrug im Jahr 1988 8,54 Millionen, darunter 208 116 
Übernachtungen ausländiſcher Jugendwanderer. 


Einführung der Eierverordnung in der Oſtmark. 
Durch die Verordnung vom 26. Juni 1939 (RGBl. 
S. 1056) wurden die Eierverordnung und die Durch⸗ 
führungsverordnung zur Eierverordnung ab 1. Juli 
1939 in der Oſtmark eingeführt. 


* 


Verbrauch von Nahrungsmitteln und Genuß ⸗ 
mitteln im Jahr 1938. Nach Mitteilung von „Wirt⸗ 
ſchaft und Statiſtik“ ergibt ſich für die Entwicklung 
des Verbrauchs von Nahrungsmitteln und Genuß⸗ 
mitteln im Altreich das folgende Bild: 


Insgeſamt 
1937 J 1938 


Je Kopf der Bevölkerung 
19321988 1937 [ 1988 

1932 
= 100 


Fleiſch (ohne Fette 3 
bad. Schwe nefleiſc hh 1 
Rind- u Kalbfleiſch. 


118,5 


S5 


6 121 124 | 89,9 

Trinkmilch von Kühen 10⁴ 112 106,7 
VCC 5,8 4] 5.6 107,7 

, 8,8 11, 11,9 140,0 
Schweinefett (rohh )))) 8,1 8.1] 8,4 98,8 
Buer e 78 8,9] 8,8] 117,8 
Morgarine, Speifeöl®)....... 9,5 8,0] 8,7] 73,4 
eee eee 11 12 50 187 174 1183 95,8 
1 F 1 53,7 55,2] 58,0 99,1 
r 3 6800 45,8] 54,8 51,9 116,4 
Reis e 187 3.0] 2.0] 2,4 82,8 
x Eufrucite ou 156 2,3] 2,3] 2,85 115,0 
a e 19,9] 24,0] 24, 120,3 

emüſe ee 49,2] 50,8] 47,0 99,4 

Kern und Steinobft .. 81,4] 36,7| 20,3 65,9 
Südfrüchte 8,68 5,8] 7,0 87,5 
Katao (Kakaomaſſe) 0.89 0,85] 0,91 | 102,2 
1,59] 2,10 2,31 | 144,4 

62,9 68,6 | 138,4 

6,81 6,1[152,5 

1,12] 1,21 | 198,4 

1,81] 1,91 1117,9 

129 131 154,1 

609 8676 140,0 


) Trink von Kühen, Bier, Wein, Branntwein in 
Mill. Liter bzw. Liter; Gier, Zigarren, Zigaretten in Mill. 
Stück bzw. Stück. — ) Einſchließlich Kunſtſpeiſefett und 
Pflanzenfette. 


Lebenshaltungskosten im Juni 1939 


Die Reichskennziffer für die Lebenshaltungskoſten 
hat ſich im Juni 1939 gegenüber Mai 1939 um 
0,3 v. H. auf 126,5 erhöht. Ausgangspunkt ſind dabei 
die Jahre 1913/14 — 100. Die Richtzahl für Ernäh⸗ 
rung erhöhte ſich um 0,8 v. H. auf 123,6, für Beklei⸗ 
dung um 0,1 v. H. auf 133,1. Die Kennziffer für 
Heizung und Beleuchtung ging um 1,0 v. H. auf 122,9 
zurück. Die Richtzahlen für „Verſchiedenes“ (141,9) 
und für Wohnung (121,2) ſind unverändert geblieben. 
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und Wirtschaft des Auslandes 

Zur Regelung des Warenverkehrs mit dem Pro; 
tektorat Böhmen und Mähren. Im Deutſchen Reichs⸗ 
anzeiger Nr. 140 vom 21. Juni 1939 iſt eine zweite 
Bekanntmachung zur Verordnung über den 
Warenverkehr mit dem Protektorat Böhmen und 
Mähren vom 28. März 1939 veröffentlicht worden. 
Danach iſt der Kreis der Waren neu feſtgeſetzt worden, 
deren Erwerb im Protektorat Böhmen und Mähren 
und Verbringung in das übrige Reichsgebiet ver- 
boten iſt. 


Deutſchlands Außenhandel im Mai 1939. In den 
Veröffentlichungen über die Deutſche Handelsbilanz 
iſt mit Wirkung ab April 1939 eine Anderung 
eingetreten. Die Ergebniſſe der Deutſchen Handels⸗ 
ſtatiſtik, die bis März 1939 den Außenhandel des Alt⸗ 
reichs und der angrenzenden ſudetendeutſchen Gebiete 
darſtellen, ſchließen mit Wirkung ab April 1939 auch 
den Warenverkehr der Oſtmark und des Memel- 
landes ein. Der Außenhandel des Protektorats 
Böhmen und Mähren wird dagegen zunächſt 
nicht in die Deutſche Handelsſtatiſtik einbezogen, 
ſondern bis auf weiteres vom Statiſtiſchen Staatsamt 
in Prag erfaßt und veröffentlicht. Der Warenverkehr 
zwiſchen Böhmen⸗Mähren und dem übrigen Reichs⸗ 
gebiet wird aber ſeit Mitte März 1939 in der Deutſchen 
Statiſtik nicht mehr als Außenhandel nachgewieſen. 
Die Vergleicharbeit der Aprilergebniſſe und 
der Maijergebniſſe mit den bisher von der 
Deutſchen Handelsſtatiſtik veröffentlichten Zahlen für 
das alte Reichsgebiet iſt infolgedeſſen ſtark beein⸗ 
trächtigt. Der Außenhandel hat ſich unter Berückſichti⸗ 
gung dieſer Neuregelung wie folgt entwickelt (in Mil⸗ 
lionen Reichsmark): 

Einfuhr⸗(—) 
Ausfuhr⸗ (+) 


Ausfuhr Einfuhr Überſchuß 
März 1939 489,5 513,0 — 23,5 
lage hl Re 437,7 402,6 + 85,1 
ac Ale e 485,4 439,6 + 45,8 
Januar bis Mai 1939 2 277,5 2 812,1 — 34,6. 


* 


„Deutſchlands Außenhandel (reiner Warenverkehr) 
mit wichtigen Ländern im Jahr 1938. Entwicklung in 
Millionen Reichsmark (Einfuhrüberſchuß = —; Aus⸗ 
fuhrüberſchuß = +): 


1936 1937 1938 
Belgien⸗Luxemburg . . + 72,9 + 90,3 + 32,9 
nen ö ee 
Danemark .I 28,0 T 55,0 + 357 
Eſtland a , et) 
Finnland . + 7,5 + 8,1 — 63 
Frankreich ＋ 155,8 7 157,7 + 730 
Griechenland i #17 
Großbritannien 142 1236 682 
Italien . + 32,1 + 90,2 + 55,3 
Jugoſlawien 210,1 
ee, , 06 
Litauen (ohne Memelland) 29 2.8 
Memelland . 1,8 2 8 
Niederlande . . 42270 4252.3 J 249,8 
Norwegen. E 3,4 + 48,2 + 24,0 


1936 1987 1088 
Oſterreic g.. . + 31,9 + 293 — 
Polen und Danzig — 0,1 189 247 
Portugal gd 11 8 
Rumänien . . 11,3 — 50,0 + 83 
Schweden .. J 38,7 . 45,3 + 56 
Schweiz ＋ 119,3 +1372 ＋＋ 104,7 
Spanien . — 28,4 — 465 — 141 
Tſchecho⸗ Slowakei . + 27,1 + 95 + 59 
Türe 52 2 — 39,1 + 133 + 355 
Ungarn ee — 10,4 — 36 + 03 


Die Einfuhr aus Mittelamerika und Südamerika. 
Im Warenverkehr zwiſchen Deutſchland und Mittel⸗ 
und Südamerika haben ſich Schwierigkeiten durch die 
Feſtſetzung einer Zahlungsfriſt in den De⸗ 
viſenbeſcheinigungen ergeben. Die Wirt⸗ 
ſchaftsgruppe Privates Bankgewerbe weiſt darauf hin, 
daß in den Deviſenbeſcheinigungen die Zahlungs⸗ 
friſt über den vorgeſchriebenen Zahlungsmonat 
hinaus verlängert werden wird, wenn vor deſſen Ab- 
lauf eine Bank im Land des Abladers ordnungsmäßig 
Verſchiffungsurkunden aufgenommen hat. Die Wirt⸗ 
ſchaftsgruppe empfiehlt, unmittelbar mit dem Süd⸗ 
amerikareferat im Reichswirtſchaftsminiſterium in 
Verbindung zu treten, wenn eine Überwachungsſtelle 
entſprechende Verlängerungsanträge nicht von ſich aus 


genehmigt. 
6 


England. Deutſch-engliſches Abkommen über die 
Ausdehnung der Gültigkeit des Transferabkommens 
auf das Sudetenland. Zwiſchen Deutſchland und 
England ift am 16. Juni 1989 ein Abkommen über die 
Ausdehnung der Gültigkeit des Deutſch⸗engliſchen 
Transferabkommens vom 1. Juli 1938 und des Zuſatz⸗ 
abkommens vom 13. Auguſt 1938 auf die mittel⸗ 
friſtigen und langfriſtigen Verpflichtungen ſudeten⸗ 
deutſcher Schuldner gegenüber britiſchen Gläubigern 
unterzeichnet worden. Stichtag für die Feſtſetzung 
dieſer Verpflichtungen iſt der 29. September 1938. 


Eſtland. Die Einfuhr aus Deutſchland von Januar 
bis Mai 1939. Deutſchlands Anteil an der eſtländiſchen 
Geſamteinfuhr von Januar bis Mai 1939 betrug 
33 v. H. Deutſchlands Anteil an der eſtländiſchen 
Geſamt aus fuhr von Januar bis Mai 1939 betrug 
31,5 v. H. Deutſchland ſtand unter den Einfuhr- 
ländern an erſter Stelle, 


Holland. Feſtſetzung der Zahlungswertgrenzen 
für die Ausfuhr nach Deutſchland. Deutſchland und 
Holland haben die Zahlungswertgrenzen für die Aus⸗ 
fuhr holländiſcher und holländiſch-indiſcher Erzeugniſſe 
nach Deutſchland für das dritte Kalender⸗ 
vierteljahr 1939 feſtgeſetzt. Die Zahlungswert⸗ 
grenzen wurden herabgeſetzt, weil ſich der Verrech⸗ 
nungsverkehr zwiſchen Deutſchland und Holland nicht 
günſtig entwickelt hat. In Zukunft ſoll ein Teil der⸗ 
jenigen holländiſchen Einzahlungen, die insbeſondere 
zur Finanzierung der Zinſenübertragung dienen und 
über Sonderkonten laufen, auf die ordentliche 
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Clearingrechnung gebucht werden. Die Beratungen 
über andere Fragen des Deutſch⸗holländiſchen Han⸗ 
dels⸗ und Zahlungsverkehrs werden fortgeſetzt. 


* 


Holland. Der Waren- und Zahlungsverkehr mit 
dem Protektorat Böhmen und Mähren. Zwiſchen 
Deutſchland und Holland iſt am 24. Juni 1939 eine 
Vereinbarung über den Waren⸗ und Zahlungs⸗ 
verkehr zwiſchen dem Protektorat Böhmen und Mähren 
und Holland getroffen worden. Danach werden die 
Zahlungen im Warenverkehr bis auf 
weiteres in freien Deviſen erfolgen. Die Zah⸗ 
lungswertgrenze für die Einfuhr niederländiſcher und 
niederländiſch⸗uüͤberſeeiſcher Waren nach dem Pro- 
tektorat Böhmen und Mähren und die Mengen für die 
Einfuhr begrenzter Waren nach Holland werden noch 
gemeinſam feſtgeſetzt. Die Vereinbarung iſt mit 
Wirkung ab 1. Juli 1939 in Kraft getreten. 


* 


Sean. Ausdehnung des Deutſch⸗iraniſchen Ver⸗ 
rechnungsabkommens auf die ſudetendeutſchen Ge- 
biete. Die Gültigkeit des Deutſch⸗iraniſchen Verrech⸗ 
nungsabkommens vom 4. Januar 1939 iſt auf die 
ſudetendeutſchen Gebiete ausgedehnt worden. Ge— 
ſchäfte, die vor dem 28. Oktober 1938 abgeſchloſſen 
worden ſind, müſſen weiterhin nach den Bedingungen 
des einzelnen Geſchäftes abgewickelt werden. 


* 


Jugoſlawien. Der Deutſch⸗jugoſlawiſche Außen ⸗ 
handel von 1934 bis 1938. Entwicklung nach der Deut⸗ 
ſchen Handelsſtatiſtik (in Millionen Reichsmark): 


Deutſchlands 

Kalender⸗ Ausfuhr Einfuhr Einfuhr⸗(—) 

jahr nach aus Ausfuhr⸗(＋) 
Jugoſlawien Uberſchuß 
1934 31,5 36,3 — 4,8 
S 36,9 61,4 — 24,5 
1936 12 75,2 + 20 
1937 184,4 132,2 1 a 
1938 118,0 107,9 A . 

* 
Kanada. Der Deutſch⸗kanadiſche Außenhandel 


von 1934 bis 1938. Entwicklung nach der Deutſchen 
Handelsſtatiſtik (in Millionen Reichsmark): 
Deutſchlands 


Kalender⸗ Ausfuhr Einfuhr Einfuhr⸗(—) 
jahr nach aus Ausfuhr⸗(＋) 
Kanada Überſchuß 
BREI Sr 21,7 62,8 — 41,1 
OS. 22,9 13,3 + 96 
1936 35,1 18,8 + 16,3 
1937 33,4 48,7 — 15,3 
1938 25,7 72,8 — 47,1. 


Lettland. Der Außenhandel mit Deutſchland im 
Jahr 1938. Deutſchland war im Jahr 1938 der größte 
Handelspartner Lettlands. Der Ge ſamtwert des 


beiderſeitigen Warenaustauſches im Jahr 1938 betrug 
164 488 000 Lats. Der Geſamtwert des Warenaus⸗ 
tauſches war um zehn Millionen Lats größer als im 
Jahr 1937 und faſt doppelt ſo groß als im Jahr 1936. 
Die Einfuhr Deutſcher Erzeugniſſe nach Lettland nahm 
im Jahr 1938 gegenüber 1937 zu. Der Außenhandel 
für das Jahr 1938 ſchließt daher mit einem Ein⸗ 
fuhrüberſchuß für Lettland in Höhe von 
zwölf Millionen Lats ab. Bei der Einfuhr aus 
Deutſchland handelt es ſich insbeſondere um Induſtrie⸗ 
maſchinen, Antriebsmaſchinen, Farben, Farbſtoffe und 
Baumwollgewebe. 


* 


Mandſchukuo. Der Warenverkehr mit Deutſch⸗ 
land. Für den Warenverkehr zwiſchen Deutſchland und 
Mandſchukuo gelten die Beſtimmungen des Rund 
erlaſſes 116838 Deviſenſtelle — 55/38 Über⸗ 
wachungsſtelle. Danach können Einzahlungen auf das 
„Reichsmark Sonderkonto Mandſchu⸗ 
fuo 2“ nur fo lange vorgenommen werden, bis der 
am 31. Mai 1939 ausgewieſene Schuldvortrag aus⸗ 
geglichen iſt. Auszahlungen aus dem Sonderkonto 1 
find mit Wirkung ab 1. Juni 1939 nicht mehr zuläſſig. 
Die Beſtimmungen dieſes Runderlaſſes finden auch 
auf die ſudetendeutſchen Gebiete Anwen⸗ 
dung. 


Portugal. Oſtmark und Sudetengebict im Deutſch⸗ 
portugieſiſchen Verrechnungsabkommen. Die Gültig⸗ 
keit des Deutſch⸗portugieſiſchen Abkommens über den 
Warenverkehr vom 13. April 1935 iſt mit Wirkung ab 
15. März 1939 auf die ſudetendeutſchen Ge⸗ 
biete und mit Wirkung ab 22. März 1939 auf die 
Oſtmark ausgedehnt worden. Alle Warenverbind⸗ 
lichkeiten ſind nunmehr im Verrechnungsweg zu be⸗ 
gleichen. Ausgenommen von dieſer Regelung 
bleiben die für bereits erfolgte Lieferungen auf das 
Sonder⸗Eskudo⸗Konto bei der Bank von 
Portugal eingezahlten Beträge. Dieſe werden den 
Gläubigern außerhalb des Verrechnungsabkommens 
zur Verfügung geſtellt. 


* 


Rumänien. Der Außenhandel mit Deutſchland 
im Mai 1939. Entwicklung in Millionen Lei: 


Ausfuhr nach Einfuhr aus Rumäniens 
Großdeutſchland Ausfuhrüberſchuß 
1062 913 149. 


Deutſchland hat auch im Mai 1939 ſeine Stellung als 

wichtigſter Handelspartner Rumäniens behauptet. 

Deutſchlands Anteil an der rumäniſchen Geſamt aus- 

fuhr im Mai 1939 betrug 47,6 v. H. Deutſchlands 

Anteil an der rumäniſchen Geſamteinfuhr betrug 

56 v. H. Auf das Protektorat Böhmen und 

Mähren entfielen im Mai 1989 die folgenden Umſätze 
(in Millionen Lei): 

Ausfuhr nach Einfuhr aus 
dem Protektorat 
380 88. 
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